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mittwoch , 16 . dezember 1970

wieder betriebsanSiedlung

4 Wien , 16 . 12 , ( rk ) wie stadtrat

referat als berichterstatter der geschaeftsgruppe liegensc ^ afts-

wesen mittwoch vormittag mitteilte , ist es gelungen, - einen neuen

grossen betrieb in wien anzusiedeln , die schweizer firma kely , die

sich vorwiegend auf die erzeugung von snackartikeln - Chips etc . -

spezialisiert hat , wird auf einem 18 . 300 Quadratmeter grossen grund-
stueck in der Julius ficker -stresse in floridsdorf einen betrieb er-

richten.
der vertrag ueber die ansiedlung dieses Unternehmens wurde

dienstag zwischen der firma und der wiener betriebsansiedlungsgese11 -

schaff unterzeichnet , die Verhandlungen mit der firma kely wurden
acht monate lang gefuehrt . mehrere Standorte innerhalb europas stan¬
den zur diskussion.

in der ersten ausbaustufe wird die firma 35 millionen Schilling

investieren und rund 100 personen beschaeftigen . rund 300 millionen

Schilling Umsatz werden erwartet , fuer die zweite ausbaustufe will

das unternehmen 85 millionen investieren und 200 personen beschaef-

tigen . nach dem endausbau rechnet die firma mit einem Umsatz von
700 millionen schiLling.

bei dieser art von Lebensrnittel betraegt die jaehrliche umsatz-

steigerung derzeit zwischen 25 und 40 Prozent , das unternehmen ist
sehr kapitalintensiv , die Produkte werden im gesamten efta - raum
ver kauft.
0855

Eigentümer , Herausgeber, Verleger und Druck : Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien — Presseforum — A 1082 Wien,
1 Rathausstr . 1 , Telephon 42800 Durchwahl Kl . 2971 - 2974 , FS ( 7 ) 5662 — Chefredakteur ; Wilhelm Adametz — Für den Inhalt

verantwortlich: Chefredakteur- Stellvertreter Robert Prosei



16 . Dezember 1970 "Rathaus - Korrespondenz" Blatt 3966

Ringstraße soll Einbahn werden

6 . Tag der Budgetdebatte , 1 . Ref erat

Verwaltungsgruppe IX ( Baubehördliche und sonstige
technische Angelegenheiten)

Referent : Stadträtin Dkfm . Dr . Maria Schaumayer ( ÖVP)
Einnahmen : 134,086,800 Schilling , Ausgaben : 262,474 . 500

Schilling.

^ ien , 16,12 . ( RE ) Öffentliche Beleuchtung , Friedhofs¬
verwaltung und technische Verkehrsangelegenheiten sind die
Schwerpunkte der Geschäftsgruppe IX , die vor allem budget¬
mäßig ins Gewicht fallen , betonte Stadträtin Dr,Maria
§ .9.4,auma y er zu Beginn ihrer Budgetrede , Die wichtigen Agenden
der Baupolizei drücken sich hingegen im Budget weniger aus.

Für die MA 25 als bautechnische und bauwirtschaftliche
Prüfungsstelle wird das kommende Jahr voraussichtlich eine
starke Inanspruchnahme durch die Wohnbauförderung 1968
bringen , Vorkehrungen sind getroffen , um Förderungsanträge
in der Größenordnung von drei Milliarden Schilling ( ent¬
spricht dem Vorjahr ) zu bewältigen.

Auch künftig werde die BIA 25 eine objektive Mittlerrolle
zwischen Hauseigentümern und Mietern einnehmen . Bei heuer
eingereichten Rechnungen in der Höhe von 472 Millionen
Schilling konnte eine Preisregulierung von 36 Millionen
Schilling erzielt werden . Das Wohnungsverbesserungsgesetz
stoße derzeit ebenfalls auf eine gewisse Unsicherheit . Bis
Oktober 1970 konnten dem Beirat Anträge über 32,1 Millionen
Schilling für Verbesserungen privater Wohnhäuser vorgelegt
werden . Die Gemeinde Wien nehme den ihr zustehenden Betrag
von 46 Millionen Schilling zur Gänze in Anspruch,

Eine starke Steigerung der Ansuchen um ölfeuerungsan-
lagen werde voraussichtlich anhalten und habe für die zu¬
ständige MA 35 bereits einen personellen Engpaß gebracht.
Mangels geeigneter Bewerber konnten die zusätzlich ge¬
nehmigten Dienstposten noch nicht besetzt werden.
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Auch die Großbauvorhaben der Stadt Wien , wie WIG 74
und U- Bahn -Bau , aber auch große Sportstätten und Straßenbau¬
projekte , wirken sich auf die Tätigkeit der MA 35 aus.

Neue gesetzliche Grundlagen seien in nächsten Jahr im
theaterpolizeilichen Bereich zu erwarten . Die Besprechungen
über ein neues Veranstaltungsgesetz seien auf Stadtratsebene
abgeschlossen . Ein neues Veranstaltungsstättengesetz werde
derzeit von Beamten vorbereitet . Diese neuen Gesetze seien
deshalb von besonderer Bedeutung , da auch in Wien neue Ver¬
anstaltungsformen Platz greifen.

Die baupolizeilichen Magistratsabteilungen 36 und 37
warten noch immer - so fuhr Stadträtin Dr . Schaumayer fort -
auf eine neue Bauordnung . Während 1970 die private Neubau¬
tätigkeit rückläufig war , sei für 1976 wieder eine verstärkte
Bautätigkeit zu erwarten . Zahlreiche Bauvorhaben seien derzeit
im PlanungsStadium.

Durch besondere Wochenenddienste werde die Baupolizei
auch künftig die Bautätigkeit überwachen und das wilde Bauen
bekämpfen . Erfreulich sei heuer der Rückgang von Baueinstellungs¬
aufträgen , was für eine größere R̂ uässiplin spreche . Es gehe
bei der seit 1962 laufenden Aktion gegen das wilde Bauen nicht
nur um den Schutz der Erholungslandschaft , sondern auch um die
Bewahrung bauwilliger Siedler vor wirtschaftlichem Schaden,
wenn sie in Unkenntnis mit dem Gesetz in Konflikt kommen.

Der Aufgabenbereich der MA 33 ( Öffentliche Beleuchtung)
gehe weit über die zur Verfügung stehenden 103 Millionen
Schilling hinaus ; denn für die Beleuchtung in Betriebsbau-
^ebieten , beim U- Bahn - Bau und auf Autobahnen seien namhafte
Summen ( rund 25 Millionen ) in anderen Rubriken veranschlagt.
1971 werde sich die Beleuchtungsabteilung außerdem auf dring¬
lich gewordene Großinstandsetzungsarbeiten konzentrieren . Ein
interessantes Projekt im kommenden Jahr ist die Installierung
einer speziellen Beleuchtung im Interesse des Stadtbildes für
den Bereich Schottengasse/Preyung nach dem Beispiel des
Michaeler Platzes«

Stadträtin Dr . Schaumayer teilte auch mit , daß nun in Zu¬
sammenarbeit mit den Magistratsabteilungen 7 and 19 der Proto¬
typ einer Altstadtleuchte , die erstmals in Grinzing installiert
werden soll , gefunden wurde . ,



16 . Dezember 1970 " Rathaus - Korrespondenz" Blatt 3968

Schließlich soll 1979 auch das Funksteuerprogrann der
zentralgesteuerten öffentlichen Uhren nit den dafür vorge¬
sehenen Betrag von 500 . 000 Schilling forciert werden.

In Zusann entlang nit der städtischen Versuchs - und
Forschungsanstalt teilte Stadträtin Dr . Schaumayer mit,
daß nach langen Verhandlungen vom Finanzreferenten die
Zustimmung für eine Weiterführung des Neubaus in der
Rinnböckstraße erwirkt werden konnte . Damit sei es nicht
nur möglich , die Mitarbeiter aus den unbefriedigenden
Ärbeitsräumen in der Waschküche des Rathauses zu übersiedeln,
sondern auch Aufträge anzunehmen , die bisher wegen der
räumlichen Beengtheit nicht durchgeführt werden konnten.

Die Versuchsanstalt werde sich 1971 besonders auf

Untersuchungen der Unweltsbedingungen konzentrieren . Dazu
gehören die sachgemäße Vernichtung giftiger Stoffe,
Messungen der Luftverunreinigung ,

"
Überprüfung der Abwasser¬

reinhaltung und Beseitigung von Lärmquellen , unter denen
die Bevölkerung leidet.

Die Qualitätsprüfung in Straßenbau sei ein weiterer
wesentlicher Arbeitsbereich , der zusammen nit den Straßen¬

bauabteilungen in Angriff genommen wurde . Hier gelte es,
durch Optimierung der Qualität des Straßenbaus erhebliche

Folgekosten zu vermeiden . Es sei in übrigen damit zu rechnen,
daß auch 1971 die privaten Auftraggeber der Versuchsanstalt

gegenüber der Stadt Wien nit zwei Drittel überwiegen werden.
Mit 31,8 Millionen Schilling habe die MA . 46 ein

geringeres Budget als in Vorjahr . Allerdings seien die Beträge
für die Umleitungen in Zuge des U- Bahn - Baues andersartig
budgetiert . In Interesse einer befriedigenden Verkehrsab¬

wicklung während des U - Bahn - Baues in 1 . Bezirk hält Stadt¬
rätin Dr . Schaunayer die Erklärung der Ringstraße zur Ein¬
bahn für dringend geboten.

Von besonderer Bedeutung ist in könnenden Jahr die Aus¬

stattung des Matzleinsdorfer Platzes nit einer modernen Weg¬
weiserbrücke . Die Umstellung auf eine dauerhafte Fahrbahn¬

markierung werde weiter betrieben . 1971 sei es auch möglich,
in Wien erstmals zwei akustische Signalanlagen für Blinde
einzurichten.

• /.
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Einen breiten Raun widmete Dr . Schaumayer in ihren Budget
referat der neuen FriedhofsOrdnung , die nun den Geneinderat
zur Beschlußfassung vorgelegt wird . Entsprechend den Wunsch
der Bevölkerung , der in zahlreichen Zuschriften und durch
eine große Befragungsaktion zun Ausdruck kan , soll das Fried-
hofswesen künftig stärker als Bestandteil des kulturellen Er¬

scheinungsbildes unserer Stadt gewertet werden . Bei größt¬
möglicher Wahrung individueller Freiheit soll eine zeitgemäße
Friedhofsgestaltung möglich werden . Der Text der neuen Fried¬

hofsordnung sei frei von Odium hoheitlicher Anordüng und von

Eingriffen in persönliche Pietätsvorstellungen.
Stadträtin Dr . Schaunayer nannte die zeitgemäßen Ver¬

besserungen : Wegfall der Schachtgräber , Vereinheitlichung
der Vorschriften für Erdbegräbnisse und Urnenbestattungen
und damit keine Diskriminierung der Kremation , freie Wahl
der Grabstelle auf herkömmlich oder neuzeitlich gestalteten
Friedhofsteilen , Verlängerungsmöglichkeit des Benützungs¬
rechts bei Familiengräbern , Erwerb von Gra ’bst eilen auch zu
Lebzeiten , Verständigung über den Ablauf des Benutzungs¬
rechtes mittels einer Stecktafel ( anstelle des bisherigen
Klebezettels ) .

Mit den neuen Bestimmungen über die Gedenkzeichen wolle

man vor allen Steinmetzen , Bildhauern und Künstlern mehr

schöpferische Gestaltungsfreiheit geben und damit das Er¬

scheinungsbild der Friedhöfe abwechslungsreicher machen.

Es sei zu hoffen , daß das traditionsreiche Steinmetzgewerbe
in der Schöpfung neuer Grabsteinformen eine lohnende und

interessante Aufgabe erblicken werde.

1971 wird erstmals ein Wettbewerb für Gartenarchitekten

zur Neugestaltung der Erweiterungsflächen des Südwest - Fried¬
hof es durchgeführt . Damit sollen neue 'Fege beschritten werden,
um den Wunsch der Bevölkerung nach einem grünen Erscheinungs¬
bild der Friedhöfe gerecht zu werden . Auch soll 1971 beim
Tor III des Wiener Zentralfriedhöfes eine Mustergruppe ge¬
schaffen werden , wodurch die Öffentlichkeit auf die Mög¬
lichkeiten einer abwechslungsreichen Grabgestaltung hinge¬
wiesen wird . Die bereits bestehende Grabnalsch .au soll durch

Gedenkzeichen für Urnengräber erweitert werden.
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Mit einen Scllwerpunktprogrann soll überdies die Eried-
hofsVerwaltung in könnenden Jahr die gärtnerischen Anlagen
verbessern , lieuanpflanzungen durchführen sowie ansprechendere
Rastplätze und Wasserstellen schaffen . Es sei schließlich
auch damit zu rechnen ? daß in frühJahr 1971 der geplante
Autoousverkehr an wiener Zentralfriedhof aufgenommen werden
kann.
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Vor G-aragenbau - boom in Wien

6 . Tag der 2 . Referat

Verwaltungsgruppe X ( Liegenschafts - und Zivilrechts¬

wesen ; verschiedene Angelegenheiten)
Referent : Stadtrat Dkfm . Alfred Hintschig ( S 'iÖ)

Einnahmen : 140,5 Millionen Schilling , Ausgaben 706

Millionen Schilling.

Wien , 16 . 12 . ( RK ) Die gewaltigen Anforderungen , die

künftig mit der Erneuerung der alten Stadtteile Wiens ver¬

bunden sein werden , fordern neue gesetzliche Grundlagen für

den Bodenerwerb und die Bodenordnung . Diese Urgenz — nicht

zum erstenmal gestellt - strich Stadtrat Dkfm. Hintschig

in seinem Bericht in diesem Jähr besonders stark hervor . Für

Wien wird die Stadterneuerung zu einer Lebensfrage werden.

Je früher und je besser sie im größeren Umfang einsetzt , desto

besser für jeden Bewohner , für das Leben und die Wirtschait

in Wien , Solange das Maß aller Dinge für Bauvorhaben im dicht

bebauten Gebiet der bestehende Parzellenzuschnitt ist , solange

komplizierte Eigentumsverhältnisse größere Sanierungen und

Erneuerungen unmöglich machen , solange ein einziger Grundes—

sitzer wichtige Entwicklungen für tausende Mitbürger blockieren

kann , sind zukunftsweisende städtebauliche Zielsetzungen jedoch

keinesfalls zu verwirklichen . Österreich hinke einer Ent¬

wicklung nach , meinte Stadtrat Hintschig , die in der ganzen

Welt längst im Eluß ist . In der deutschen Bundesrepublik , in

der Schweiz , in Großbritannien und in den USA wurden in den

letzten Jahren fortschrittliche Gesetze beschlossen oder sind

Beratungen in den Parlamenten im vollen Gang . Nun wird end¬

lich auch in Österreich in absehbarer Zeit mit dem Entwurf

eines neuen Bodenbeschaffungs - und Assanierungsgesetzes zu

rechnen sein . Ein modernes und brauchbarer Bodengesetz würde

die schwierigen Aufgaben der Stadtentwicklung wesentlich

erleichtern . Er hoffe , daß alle Parteien im Wiener Rathaus

ein solches Gesetz befürworten werden.
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Im Rahmen eines weiteren Zehnjahresprogrammes für die Feuer¬

wehr sollen daher noch sieben Drehleitern , sechs Tanklösch¬

fahrzeuge , fünf Rüstfahrzeuge,vier Zillenfahrzeuge , zwei für

den Strahlenschutz ausgerüstete Atemschutzfahrzeuge , fünf

Universallöschfahrzeuge und weitere Geräte und Maschinen

angeschafft werden.
Zum harten Kern der Verwaltungsgruppe X , dem Liegenschafts¬

wesen , meinte Stadtrat Hintschig : Die großen Aufgaben - der

forcierte Ausbau der Stadtautobahn und der Schnellstraßen , die

Errichtung neuer Betriebsbaugebiete , die Stadterneuerung,
der forcierte U- Bahn - Bau und der Bau von Entwicklungsachsen -

werden administrativ , legistisch und . finanziell natürlich

Auswirkungen haben . Auf administrativem Gebiet ist schon viel

geschehen . Die Arbeit wurde gestrafft ? So sind nun in einer

Abteilung ( MA 40 ) alle Agenden der Grundfreimachung konzen-
tdert , die Verwaltung der städtischen Liegenschaften fällt

nun ausschließlich in die Kompetenz der MA 57 . Die MA 69 nimmt

schwerpunktmäßig den Ankauf , Verkauf und Tausch von Liegen¬
schaften wahr.

Wie stark die ' Anforderungen in Teilen seiner Geschäftsgruppe

gestiegen sind , zeige ein Beispiels Im Zusammenhang mit Servituts¬

bestellungen für den U - Bahn - Bau wurden im Vorjahr 150 Dienst¬

stücke erledigt , heuer waren es 482 .
Zum Thema Enteignungsverfahren regte der Stadtrat eine

Erweiterung an . Die Grundsätze des Enteignungsverfahrens sollen

natürlich gewahrt bleiben , aber wenn es im allgemeinen Interesse

liegt , müsse auch zugunsten des sozialen und kommunalen Wohn¬

baues oder zugunsten Dritter ein Verfahren möglich sein . Weiter

müsse man eine Beschleunigung des Verfahrens bei voller Wahrung
der Interessen des Einzelnen anstreben.

Der Grunderwerb der Stadt hat sich natürlich auf jene
Gebiete konzentriert , wo in Zukunft ganze neue Stadtteile ent¬

stehen sollen . Von der Erwerbung zahlreicher Grundstücke ent¬

lang der Achse Meidling - Siebenhirten , in Kagran und im Wettbe¬

werbsgebiet Wien - Süd abgesehen , sind zwei Projekte besonders

interessant.
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Im Vorjahr wurde auf dem Plateau des Bisamberges ein zweites

großes Areal angekauft , ein anderes bei der Wiener Hütte in

Kaltenleutgeben . Diese Grundkäufe hatten zum Ziel , die " grünen

Lungen ” für die Wiener auch außerhalb des Stadtgebietes zu

erhalten und diese Ausflugsgebiete vor einer Verbauung zu

schützen . Die Grundstückstransaktionen in Favoriten sind

deswegen schwierig , weil eine große Zahl von Besitzern

relativ kleiner Grundstücke vorhanden ist . Hier konnte durch

die gute Zusammenarbeit mit der 'Wiener Landwirtschaftskammer

ein bedeutender Erfolg erreicht werden . Es gelang , einen

Vertragsabschluß mit einem für alle Verkäufer einheitlichen

Preis durchzuführen . Dadurch ersparte man sich mühsame Verhand¬

lungen mit jedem einzelnen Besitzer.

besonderes Gewicht liegt auf der Schaffung großer neuer

Betriebsbaugebiete . In Strebersdorf , beim Auhof , in der Groe-

feldsiedlung und in mehreren anderen kleineren Gebieten wurden

Grundstücke gekauft , aufgeschlossen und wirtschaftspolitisch

interessanten Firmen angeboten . Der Erfolg der Betriebsan-

siedlung mit Hilfe der Stadt Wien kann sich sehen lassen . Ins¬

gesamt wurden mit 31 Firmen Verträge abgeschlossen - darunter

befinden sich Weltkonzarne wie die ITT , Potter und Sandvik.

Diese Firmen haben sich auf einer Fläche von rund 360 . 000

Quadratmeter In Wien neu angesiedelt . Von 28 dieser 31 firmen

ist bekannt , daß sie in der ersten Ausbaustufe 632 Millionen

Schilling investieren und Arbeitsplätze für rund 6 . 000 rer-

sonen schaffen werden * Ein weiterer Vertragsabschluß mit einem

Weltkonzern wurde erst vor wenigen Tagen perfekt . Der Unilever-

Konzern wird in Simmering auf einer Fläche von Ißo . ooo Quadrat¬

meter eine neue Betriebsstätte errichten . Weitere , bedeutende

Verträge stehen kurz vor dem Abschluß.

Auch für den Straßenbau müsse in der nächsten Zeit eine

große Anzahl von Grundstücken freigemacht,werden • Aktuelle

Sorgenkinder des Stadtrates auf diesem Gebiet sind die

Schließung der Lücke zwischen der Nordostautobahn am Donau¬

kanal und dem Knoten Favoritenstraße der Südautobahn , das

Straßennetz rund um die WIG 74 , der große Straßendurchbruch

durch den 2 . Bezirk , zwischen der Vorderen Augartenstraße und

dem Raum Urania , und die Vorbereitungen für den Bau der

Ostautobahn . * /*



16 .. Dezember 1970 MRathaus - Korrespondenz" Blatt 3975

Mit dem Verkehrsausbau hängt auch die Schaffung von Groß¬

garagen eng zusammen . Nach längerer Zurückhaltung zeigt sich

nun ein verstärktes Interesse für den Garagenbau -. Wir sind

guf diesem Gebiet ein gutes Stück weitergekommen , stellte

der Stadtrat fest . Zahlreiche Bewerber für den Bau von Ga¬

ragen sind vorhanden . Bür die Standorte Morzinplatz , Albertina,

Karlsplatz , Secession , Messeplatz und Luegerplatz gebe es

zahlreiche Interessenten . In den nächsten Jahren könne man

mit einem ausgesprochenen Garagenbau - boom rechnen.

Eine wichtige Reform der Durchführung von Grundtrans¬

aktionen zwischen dem Bund und den Ländern in diesem Jahr hat

die Arbeit wesentlich erleichtert . Tauschverhandlungen mit

dem Bund , die früher jahrzehntelang gedauert haben , können nach

der Neuregelung in wenigen Monaten erledigt werden . Die Initia¬

tive für diese Vereinfachung war von der Wiener Stadtverwaltung

ausgegangen ..
Der Berichterstatter bat um Verständnis dafür , daß er bei

den beabsichtigten Grunderwerbungen des nächsten Jahres wort¬

karg bleibt . Die Schwerpunkte lieg . n jedenfalls bei der Sicherung

des Wohnbaues , dem Hochwasserschutz , der U - Bahn , den Straßen¬

bauten und der WIG 74 « Insgesamt werden im kommenden Jahr für

den Grunderwerb rund 4oo Millionen Schilling vorhanden sein.

15o Millionen Schilling stammen aus dem im Jahre 197o aufge-

nommenen Darlehnen,
Mit Stichtag vom 15 , November 197o besaß die Stadt Wien

innerhalb Wiens 14,349 Hektar Grund , außerhalb Wiens

31 . 788 Hektar,*

( Unterbrechung des Sitzungsberichtes . )
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Datenverarbeitung sichert rasche Wohnungsvergabe

6. JTag ^
der Budge tdeb at te , q . Referat

Verwaltungsgruppe XI : ( Wohnungswesen)
Referent i Stadtrat Reinhold Sut t ner ( SPO)
Einnahmen : 2 . 105,ooo . ooo Schilling , Ausgaben : 2 . 756,ooo . ooo

Schilling,

Wien , 16 . 12 . ( RR ) Einleitend gab Stadtrat Reinhold
Suttner einen . berblick über die bisherige Gebarung der :Wohn-

bauförderung 1968 . Pur die Jahre 1968 bis 1970 standen dem
Land Wien inklusive der Eigenmittel 3 . § 51 Millionen Schilling
zur Verfügung . Im Beirat wurden Ansuchen für 4 - ^ 7 « Millionen

positiv begutachtet , von denen 3 - 1o2 Millionen Schilling in
der Landesregierung genehmigt und 2 . 613 Millionen Schilling
zugesichert wurden.

Die verschiedentlich geäußerten Behauptungen , daß Wien

bei der Wohnbauförderung anderen Bundesländern nachhinke , wider¬

legte Stadtrat Suttner durch aufschlußreiche Gegenüberstel¬
lungen . So betrug die Dotierung des Bundes für die Wohnbau¬

förderung im Jahr 1968 unter Zugrundelegung der direkten

Budgetmittel . , der Wohnbauförderungsbeiträge und Anleihen

3 . 476 Millionen Schilling , was einer Kopfquote von 491

Schilling je Einwohner entspricht . Die Bundesländer ohne Wien
haben 1968 626,2on . ooo Schilling an Budgetmittel für den

Wohnungsbau aufgewendet , das sind 114 Schilling je Einwohner.
Wien hat dem Wohnungsbau im genannten Jahr 1 . 526,9oo . ooo
Schilling zugeführt , das entspricht einer Kopfquote von 938

Schilling.
Während also der Bund und alle Bundesländer außer Wien zu¬

sammen 6o5 Schilling je Einwohner für den Wohnungsbau ausge-
geben haben , waren es in Wien allein 938 Schilling pro Kopf.

Von 1946 bis 1967 hat der Bund 34 - 752 Millionen Schilling
für den Wohnbau zur Verfügung gestellt , das sind 4 . 912 Schilling
je Einwohner . Die Länder ohne Wien haben in der gleichen Zeit¬

spanne 5 . 351 Millionen Schilling aufgewendet , also 903 Schilling
pro Kopf der Bevölkerung . /
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Demgegenüber hat Wien von 1946 bis 1967 den Betrag von
14 . 233 Millionen Schilling oder 8 . 745 Schilling ;je Einwohner
für den Wohnungsbau aufgewendet.

Dem Vorwurf , das Land Wien horte Förderungsmittel , während,
andere Länder bereits Vorgriffe auf kommende Jahre machen müßten,
begegnete Stadtrat Suttner mit dem Hinweis auf die unterschied¬
liche Situation , ln einer Reihe von Bundesländern liegt das
Schwergewicht der Förderung beim Eigenheim , beim Eifamilien¬
haus . TWien müsse demgegenüber eine Schwerpunktbildung im Wohnungs¬
bau anstreben , um nach den Intentionen der Stadtplanung zum
richtigen Zeitpunkt massiv größere Bauvorhaben zu realisieren,
weshalb man um Rücklagenbildung nicht herumkomme . Im Interesse
einer planvolleren Verwendung der Förderungsmittel sei die
Absicht der Bundesregierung zu begrüßen , die Verwendung der
Wohnbauförderungsmittel innerhalb eines ^ Fünfjahresplanes vor¬
zusehen.

Zum Wohnungsverbesserungsgesetz , das mit 31 . Dezember 1971
befristet ist , stellte Stadtrat Suttner fest , daß dem Land Wien
für 1970 insgesamt 10,389 . 000 Schilling für Annuitätenzuschüsse
zur Verfügung standen , womit Darlehen für Wohnungsverbesserungen
im Ausmaß von rund 186 Millionen Schilling gestützt werden konn¬
ten . Für 1971 stehen 20,778 . 000 Schilling zur Verfügung . Bisher
sind 504 Anträge eingereicht worden , von denen 412 mit einem
Darlehensbetrag von 110,8 Millionen Schilling genehmigt wurden.
Bis 30 . September 1971 , dem letzten Termin der Einreichung,
könnennoch Begehren für die Stützung von Darlehen im Gesamt-
ausmaß von rund 261 Millionen Schilling gestellt werden.

Dann kam Stadtrat Suttner auf die Wohnungsvergabe zu sprechen.
Im Jahr 1970 konnte die Einspeisung der gesamten Wohnwerberakte
in die elektronische Datenverarbeitung abgeschlossen werden . Durch
eine sehr breite Aufschlüsselung aller entscheidenden Daten der
einzelnen Wohnwerber ist es möglich geworden , die Zuweisung der
Wohnungen nicht nur wesentlich gezielter , sondern auch rascher
als bisher vorzunehmen . Darüber hinaus worden wertvolle statisti¬
sche Unterlagen für verschiedene Belange des Wohnungswesens und
der llanung gewonnen.

Allein in diesem Jahr konnten durch das Wohnungsamt 10 . 025
Wohnungen vergeben werden . Auf Grund der Computerauswertung



16 * Dezember 1970 " Rathaus - Korrespondenz ” Blatt 3978

wurde insbesondere darauf Wert gelegt , jene Fälle zu lösen,
die bereits länger vorgemerkt waren.

Mit 1 . Dezember 1970 sind , nur mehr 2 . 750 Wohnwerber länger
als drei Jahre vorgemerkt . 1 . 903 haben ihre Vormerkung 1968
erhalten , 2 . 633 im Jahre 1969 und bei 8 . 973 besteht erst seit

heurigem Jahr eine Vormerkung . Mit 1 . Dezember betrug die Zahl

der Wohnungssuchenden insgesamt 16 . 259.
Der starke Rückgang der Vormerkungsfälle ist unter anderem

darauf zurückzuführen , daß ein nicht unbeträchtlicher Teil

der Wohnungssuchenden bei Genossenschaften untergebracht werden

konnte . Heuer wiurd .en dem Wohnungsamt auf Grund der Bestimmungen
des Wiener Wohnbaufonds 498 Genossenschaftswohnungen zur

Verfügung gestellt . Seit dem Bestehen der Informationsstelle

( 1968 ) konnten insgesamt 9 . 105 Zuweisungen an gemeinnützige

Bauvereinigungen getätigt werden.
Im Sommer dieses Jahres wurde erstmals der Versuch der Vor¬

vergabe unternommen , das heißt , die Wohnungen wurden den Berech¬

tigten bereits zu einem Zeitpunkt zugewiesen , in dem der Bau noch

nicht fertiggestellt war . Das hat Vorteile sowohl für den Wohnungs¬
suchenden wie auch für die Verwaltung . Der Vorteil für den Wohn¬
werber liegt darin , daß er in Ruhe die finanziellen Probleme

erledigen und die notwendigen Anschaffungen an Mobiliar planen
kann . Für die Verwaltung besteht der Vorteil darin , daß die

Vergabe gleichmäßiger - ohne Rücksicht auf einen plötzlichen
Anfall von fertiggestellten Objekten - vorgenommen werden kann.

Da dieser Versuch von den Wohnungssuchenden durchaus

positiv aufgenommen wurde , ist die Magistratsabteilung 50 dazu

übergegangen , in stärkerem Maß Wohnungen vor der Baufertigstellung
zu vergeben . In dieses System wurden bereits die großen Wohnhaus¬

anlagen in der Per Albin Hansson - Siedlung und in der Großfeld-

Siedlung einbezogen.
Abschließend kam Stadtrat Suttner auf den Personalstand zu

sprechen . Bei der Magistratsabtoilung 50 , die laut Dienstposten¬
plan über 144 Bedienstete verfügt , strömt der größte Teil aller

Wohnungssuchenden unserer Stadt zusammen . Von ihr werden jährlich
10 . 000 Wohnungen vergeben , über zvTei Milliarden Schilling an
Fondsmittel verwaltet und die entsprechenden Anträge dazu be¬

arbeitet . Daneben ist diese Abteilung Aufsichtsbehörde über
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104 gemeinnützige Wohnbauvereinigungen und hat auch alle recht¬
lichen Belange des Wohnungswesens zu erledigen.

Die Magistratsabteilung 52 hat in allen Fällen , wo eine
Zuweisung erfolgte , die Mietverträge abzuschließen . Ihr ob¬
liegt mit 292 Bediensteten die gesamte Verwaltung von I 83 . OOO
Mietobjekten , in denen zumindest soviele Menschen wohnen wie
im gesamten Bundesland Salzburg , nämlich 350 . 000 bis 400 . 000
Personen . Dazu kommt die dienstrechtliche Aufsicht und die
lahnmäßige Verrechnung von rund 4 . 000 Hausbesorgern.

( Unterbrechung des Sitzungsberichtes . )
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Symphoniker ; viele glueckwuensche

7 Wien , 16 . 12 . ( rk ) im rathaus feierten die wiener Symphoniker
dienstag das jubilaeum ihres 70 j aehrigen bestehens . ausser vize¬

buergermeist er gertrude s a n ci n e r , der praesidentin des
Orchesters , stellten sich als gratulanten prof . h u e b n e r
fuer die wiener Philharmoniker und praesident manfred mautner-
m a r k h o f fuer die konzerthausgeselLschaft ein . von seiten
der stadt Wien nahmen an dem fe 'stakt unter anderem vizebuergermeister
felix s l a v i k , Landtagspraesident dr . Wilhelm
stemmer sowie die stadtraete hans bock, maria
j a c o b i und dr . maria schaumayer teil.
0936

Warnung vor Schwindler

Wien , 16 . 12 . ( rk ) unter berufung vom ’ ’ gesundheitsdienst
im kampf gegen den krebs ’ ’ zu kommen , bieten in Wien verschiedene
Personen buecher zum kauf an . es wird darauf aufmerksam gemacht,
dass es sich um Vertreter eines Vereines handelt , der nichts
mit dem gesundhei tsamt der stadt Wien zu tun hat.
0935

simmeringer heimatmuseum voruebergehend geschlossen

Wien , 16 . 12 . ( rk ) das simmeringer heimatmuseum , 11 , enk-
PLatz 2 , wird bis ende jaenner infolge umbauarbeiten fuer die
sonderausstellung ’ ’ so war ’ s einmal in Simmering ’ ’ antaesslich
des 80 . Jahrestages der eingemein düng Simmering zu Wien ge¬
schlossen bleiben , der genaue termin der wiedereroeffnung des
heimatmuseums wird rechtzeitig bekanntgegeben.
1019



16 . dezember 1970 ’ ’ rathaus - korrespondenz ’ ’ blatt 3981

erste ’ ’ fixe ’ ’ schule in der grössteldsiedlung

11 Wien , 16 . 12 . ( rk) die mobilen schulklassen in der grossfeld-

siedlung haben eine besondere bev/a . hrungsprobe abgelegt ( bekanntlich

wurden dort ohne ein schulgebaeudo zehn mobile einheiten zu ein ^ r

schule zusammengefasst ) , nun wird die erste ’ ’ fixe ’ ’ staedtische

schule eroeffnet . es handelt sich um eine volks - und hauptschule

fuer knaben und maedchen mit insgesamt 32 klassen . das gebaeude wur¬

de mit einem kostenaufwand von 65 millionen Schilling errichtet , zu

der schule gehoert auch eine moderne mehrzweck - turnhalle : das ist

eine jener hallen , wie sie von nun an mehrfach errichtet werden

sollen , der grosse raum bildet mit abtrennung durch skai - vorhaenge

drei turnsaele . ohne die vorhaenge ist es eine grosse halle fuer

sportliche Veranstaltungen.

der buer germeister von Wien wird die neue schule in der gros^

feldsiedlung kommenden dienstag ihrer bestimmung uebergeben.

geehrte redaktion !

zu der schuleroeffnung in der grössteIdsiedlung laden wir sie

herzlich ein.
zeit : dienstag , 22 . dezember , 10 . 30 uhr.

ort: 21 , grössteldsiedlung , pastorstrasse.

1038

weihnachtssingen auf dem rathausplatz

9 Wien , 16 . 12 . ( rk) kommenden dienstag , den 22 . dezember,

findet um 15 uhr das traditionelle weihnachtssingen von kindern

der wiener kinderfreunde in anwesenheit des buergermeisters und

mitgliedern des stadtsenates vor dem grossen weihnachtsbaum auf

dem rathausplatz statt.
1021
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neue autobustinie ueber die praterbruecke
auch in favoriten wesentliche Verkehrsverbesserung

12 Wien , 16 . 12 . ( rk ) die beendigung von Strassen - und bruecken-
bauten ermoegticht eine wesentliche Verbesserung des oeffent liehen
Verkehrs : ueber die praterbruecke wird eine neue autobustinie mit
dem liniensignal 18 a installiert und ueber die laxenburger strasse
kann eine bessere verkehrserschliessung des raumes inzersdorf durch-
gefuehrt werden.

die tinie 18 a wird nach der eroeffnung der praterbruecke am
dienstag , dem 22 . dezember , den betrieb aufnehmen , sie wird zwi¬
schen dem genochplatz in stadlau und der fruethstrasse im 3 . bezirk
( bei der erdbergstrasse ) verkehren und damit eine guenstige Ver¬
bindung zwischen dem linken donauufer und dem sueden Wiens bilden»
das bedeutet zugleich eine enttastung der strassenbahnLinien ueber
die reichsbruecke.

die genaue Linienfuehrung des autobusses 18 a : vom 3 . bezirk
fruethstrasse - erdbergstrasse - schlachthausgasse - Ludwig koessler-
P Latz - stadionbruecke - praterhochstrasse - abfahrt zur wehli-
strasse - praterbruecke - Viktor kaptan - strasse - neuhaufenstrasse -
kaisermuehlenstrasse - wiedgasse - konstanziagasse bis hausgrundweg
vor genochplatz . die fahrt in der gegen riehtung fuehrt ueber

genochplatz - stadlauer strasse - kaisermue -h Lenstrasse - neuhaufen-
strasse - Viktor kaplan - strasse - praterbruecke - abfahrt zur wehti-
strasse - praterhochstrasse - schuettelstrasse - stadionbruecke -

Ludwig koessler - platz zur endstette fruethstrasse . der erste auto-
bus faehrt taeglich ab fruethstrasse um 5 . 20 uhr , ab stadlau
um 5 . 15 uhr , die letzten wagen von beiden anfangsstellen um 23 uhr.
die autobuslinie 18 a wird im einheitstarif gefuehrt.

die beendigung der st rassenbauarbeiten in der schuettelstrasse
und der wittelsbachstrasse ermoegticht es , ebenfalls ab dienstag,
den 22 . dezember , die autobusse der Linie 80 wieder > » normal * ’ zu
fuehren . sie fahren also ab boecklinstrasse/friedensgasse ueber
boecklinstrasse - lukschgasse - rustenschacher allee - Stadion-
allee zur stadionbruecke . in der fahrt riehtung zum praterstern
fahren die autobusse wieder ab stadionbruecke/schuetteIstrasse
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ueber die schuetteIstrasse zur franzensbrueckenstrasse . die be¬

kannten hattestetlen auf diesen strecken werden wieder errichtet.

im sueden Wiens wird es die freigabe der bruecke ueber die

donautaendebahn im zuge der laxenburger strasse ermoegLichen , die

autobustinien 65 und 66a , die waehrend der bauarbeiten umgeteitet

werden mussten , ab sonntag , den 20 . dezember , wieder wie frueher

zu fuehren . zugleich wird eine Verbesserung durchgefuehrt : die

kurzkurse , die frueher bis purkytgasse gefuehrt wurden , werden nun

bis zum steinsee verlaengert . ein zweiter kurzkurs wird bis zum

Wienerfeld gefuehrt , der normalkurs bis liesing . entsprechend dem

bedarf werden auch autobusse zum blumengrossmarkt verkehren , fuer

tausende menschen werden damit rasche Verbindungen in richtung zum

Stadtzentrum mit direkten anschluessen an die strassenbahnlinien 0

und 66 geschaffen.
die autobusse der linie 66a fahren also in der fahrtrichtung

nach liesing ueber rudolfshuegeIgasse - migerkastrasse - laxen¬

burger strasse - draschestrasse - pfarrgasse - sterngasse - kinsky-

gasse zur anton baumgartner - strasse und in der gegenrichtung ab

purkytgasse/triester strasse ueber sterngasse - pfarrgasse -

draschestrasse - laxenburger strasse - raxstrasse zur endstelle

rudolfshuegeIgasse, . . auch auf der autobuslinie 65 wird der normal¬

betrieb zwischen windtenstrasse ( endstation der strassenbahnlinie 65)

und inzersdorf/purkytgasse wiederhergestelIt . die pendellinie zwi¬

schen laxenburger strasse und inzersdorf/anton baumgartner - strasse,
die waehrend der bauarbeiten als behelfslinie bestand , kann einge¬

stellt werden , die kurzkurse zwischen rudoIfshuegelgasse und blumen-

markt inzersdorf werden das liniensiqnal 66a ( frueher 166 ) tragen.
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( Fortsetzung des Sitzungsberichtes)

Baubehörde - Debatte

Wien , 16 . 12 . ( RK ) GR . Dr . Tuma ( DFP ) begrüßte zunächst
die Maßnahmen der Stadtverwaltung gegen das wilde Plakatieren,
forderte aber gleichzeitig , daß durch die Gemeinden Plakat¬
flächen auch für die Werbung der kleinen Parteien zur Verfügung
gestellt werden . Man dürfe sich nicht wundern , wenn ausschließlich
negative Maßnahmen teilweise auch durch ungesetzliche Aktionen
beantwortet werden.

Die Tätigkeit der Magistratsabteilung 25 als eine Art
gerichtlicher Sachverständiger in Streitigkeiten bei Paragraph
7- Reparaturen bewertete der Redner positiv . Zu beklagen sei,
daß zahlreiche Hauseigentümer kein Interesse haben , mit Hilfe
des Wohnungsverbesserungsgesetzes Wohnungen zu sanieren.

Lobende Worte fand GR . Dr . Tuma über das gut fusionierende
Beleuchtungswesen . Auch die Bemühungen um eine Altstadtleuchte
seien sehr verdienstvoll.

Daß es - entgegen aller Versprechungen - noch immer keine
neue Bauordnung gebe , sei bedauerlich . Hier forderte der Redner
ein rascheres Arbeiten der Beamten , aber auch eine zeitgerechte
Mitwirkungsmöglichkeit der zuständigen Gemeinderatsausschüsse.
Die Bauordnung , aber auch alle anderen Bauvorschriften müßte im
übrigen den Bedürfnissen des modernen Lebens angepaßt werden.
Wenn dies der Fall sei , werde etwa auch das wilde Bauen von
selbst aufhören.

Danach besprach GR . Dr . Tuma sehr ausführlich die neue
Friedhofsordnung und brachte einen Antrag auf Abänderung
der Friedhofsordnung in 24 Punkten ein.

Grundsätzlich bezeichnete Dr . Tuma die Friedhofsordnung als
einen " argen Rückfall in die Zeit Metternichscher Zensur " .
Scharfe Kritik äußerte der Redner zu allen Vorschriften über Ge¬
staltung , Maße und MaterialVerwendung.

Zu den technischen Verkehrsangelegenheiten meinte der Redner,
die Freimachung des Rathausplatzes von Autos sei zu begrüßen,
andere Plätze sollten Im Interesse des Fremdenverkehrs folgen.
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Zu den Lenkerprüfungen forderte Pr . Tuna , es solle dabei

nicht Gelerntes heruntergsleiert werden , sondern die Prüflinge
müßten praktische Tätigkeiten vorführen , wie etwet das Auswechseln

eines Reifens oder eines Keilriemens . Außerdem solle die praktische
Fahrprüfung sowohl im Stadtverkehr als auch auf der Autobahn
und auf einer Bergstraße abgelegt werden.

GR . Krenn ( FFC ) kritisierte , daß die Baupolizei in vielen

Fällen zu wenig rigoros vorgehe und daß es deshalb zu Schädi¬

gungen der Mieter und Hauseigentümer komme . Bezüglich der
städtischen Uhren reklamierte er , das schon längst fällig

gewesene zentralgesteuerte Funksteuerprogramm . Im Interesse
einer befriedigenden Verkehrsabwicklung wäre es notwendig , den
Bau automatischer Signalanlagen und die Durchführung von Boden-

markierungen entsprechend zu forcieren.
In Wien habe es im vergangenen Jahr unter den Verletzten und
Toten im Straßenverkehr auch eine große Zahl von Kindern gegeben.

. Hier wäre ein entsprechendes Schulwegsicherungsgesetz
längst fällig.

Breiten Raum widmete der Redner der neuen Friedhofsordnung,
So positiv die voriges Jahr durchgeführte Fragebogenaktion
der Stadtverwaltung in diesem Zusammenhang auch gewesen sei,
so bedauerlich finde er die nun tatsächlich vorliegende Ver¬

wirklichung der neuen Friedhofsordnung . Von Reformen könne man
hier wohl kaum sprechen , da viele der neuen Bestimmungen
identisch mit den der alten Friedhofsordnung seien . Man habe
wohl eine größtmöglich, © Wahrung der individuellen Freiheit

zugesagt , jedoch würden die Interessen der Wiener Bevölkerung
durch die vorliegende Novellierung auf das gröbsteverletzt . Der
Text der neuen Friedhofsordnung sei also keineswegs frei vom
Odittnr hoheitlicher Anordnungen , sondern stelle vielmehr in
vielen Punkten einen Eingriff in die persönlichen Pietäts¬

vorstellungen dar . Seine Fraktion werde der vorliegenden
Friedhofsordnung daher nicht zustimmen.

GR . Dr . Glatzl ( ÖVP ) stellte als nächster Debattenredner
fest , daß jede neue Friedhofsordnung Diskussionen auslösen wird -
das liege einfach in der Natur der Sache . Da die Friedhöfe
kulturelle Spiegelbilder der betreffenden Epochen seien , wurde
in der neuen Friedhofsordnung versucht , größte individuelle
Freiheit mit einheitlicher gestalterischer Kraft zu verbinden.
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Sie soll als ein erzieherischer Hinweis zu neuen Auf fas surr : o . ..
empfunden werden . Wie notwendig gewisse Einschränkungen sind,
zeige folgender Auswuchs in der Deutschen Bundesrepublik:
Dort bieten große Versandhäuser Grabdenkmäler aus Plastik an.

Die neue FriedhofsOrdnung sei nicht durch einen hohwits-
verwalterischen Akt entstanden , sondern durch Befragung der

Bevölkerung . Als erfreulich müsse gewertet werden , daß es
kein Massen - und Arnengrab mehr gebe . Zur gestaltenden Mit¬
arbeit sind Gartenarchitekten , Gärtner und Steinmetze einge¬
laden , und gerade die Steinmetze finden ein reiches Betätigungs¬
feld , soferne sie ihre Chance zu nützen verstehen.

Abschließend sprach GR . Dr . Glatzl die Stadtplanung an
mit dem Wunsch , neben den bisherigen vier Wiener Hauptfried¬
höfen Vorsorge für einen weiteren Hauptfriedhof in westlichen
Teil der Stadt zu treffen . Für diesen neuen Friedhof sollten
bereits in Stadium der Planung Geländeflächen für zeitgerechte
Erweiterungen sichergestellt werden.

GR. Michalica ( SPÖ ) nimmt ebenfalls zur neuen Friedhofs¬

ordnung Stellung , die den Wünschen der Wiener Bevölkerung
Rechnung tragen wird . Sie enthält einige wichtige Änderungen,
die sich vor allem auf die Benützungsdauer und die Gestaltung
auswirken werden . Die bisher maximal mit 30 Jahren festge¬
setzte Benützungsdauer wird in eine unbefristete verlängert.
Um die Verlängerung muß Jeweils nach zehn Jahren angesucht
werden . . Eine anonyme Aschenbeisetzung wird auf Wunsch in
einem etwa zu schaffenden Rosenbeet erfolgen können . Alle

gebührenrechtlichen Bestimmungen wurden in die neuen Tarife
übernommen . Bei einen Verzicht auf eine Grabstelle vor Ablauf
von zehn Jahren kann der aliquote Teil der Gebühren zurück¬
erstattet werden . Es wird Gräberfelder im herkömmlichen Sinne
und in neuzeitlicher Gestaltung geben . Die Grabsteine in
Teilen herkömmlicher Art dürfen eine maximale Sichtfläche
von 1,4 Quadratmetern nicht überschreiten . T n neuzeitlich

gestalteten Friedhofsteilen darf die Sichtfläche nur 0,8 u -

dratmeter betragen.
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Innerhalb dieses Rahmens sind Jedoch , alle Gestaltungsmöglich-
keitangegeben * Die Steinmetze werden innerhalb dieser Maße
Grab d einmal er ners teilen können , die wirkliche Kunstwerke sein
können . Zu hoffen sei , daß in Zukunft nicht weiterhin zur Haupt¬
sache nur dunkler Stein verwendet wird . Wir haben in Österreich
e "̂ ne ^ nzaß -l von schönen Natursteinen , die gut verarbeitbar sind.

Das mit der neuen FriedhofsOrdnung erreicht werden soll,
ist eine pietätvolle und den Bedürfnissen der Bevölkerung ent¬
gegenkommende Friedhofsgestaltung mit viel Grün.

Der Redner a PPelüert an die für die Friedhofsgestaltung ver¬
antwortlichen Berufsgruppen , insbesondere an die Gärtner und
Steinnetze , die gegebenen Möglichkeiten gut zu nützen.

^

GR . He usse r ( ÖVP ) verwies auf die Überlastung der Beamten
111 den neisten technischen Abteilungen . Ein Beispiel dafür sei di
Magistratsabte i lung 29 , die Mieter vor Übervorteilungen zu
schützen hat . Zur Straßenbeleuchtung führte der Redner an , daß im
zuständigen Ausschuß einhellige Meinung über die Altstadtleuchte
bestanden habe . Es sei nur zu hoffen , daß auch passende Maste
dafür gefunden werden , nicht so klobige undprotzige wie auf den

Mariahilfer Gürtel . Die Tunnelbeleuchtung sei in Wien fast vor-
zü Q lich , aber bei aen Ein - und Ausgängen sei besonders zur
leichteren Anpassung beim Übergang von hellen Tageslicht in den
Tunnel eine Verbesserung nötig.

Die Erneuerung der Bauordnung sei dringlich , stellte GR . Neus;
f ^ t ? unc ^ erwies darauf , daß sie noch Teile der Josefinischen
aeuerordnung und der ersten Bauordnung des Jahres 1829 enthalte.
Die Beamten seien jedoch an die veralteten Bestimmungen gebunden
und deshalb schuldlos oft der Kritik ausgesetzt . Der Beantenent-
wurf einer neuen Bauordnung sei nun endlich so weit gediehen,
daß bald mit den Beratungen begonnen werden könne . Die neue
Bauordnung müsse nicht nur eine Anpassung an neue Techniken
unu Baustoffe bringen , sondern auch Ausdruck einer neuen Bau¬
gesinnung sein.
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Eine bedenkliche Bestimmung im Entwurf sei der Jegfall des

Begriff es "gemischtes - Baugebiet ". , Die völlige Entmischung sei

gefährlich , man müsse den ansässigen Betrieben die Möglich¬
keit der Erweiterung und Modernisierung geben.

Der Redner verwies auf die Belästigungen und Gefahren,
die sich bei der Verbrennung von Ölrückständen und Kunst¬
stoffen ergeben . Man müßte dafür sorgen , daß Ölverbrennungen
künftig • weniger " propagandistisch ” geschehen als dies heuer
mit riesigen schwarzen Rauchwolken der Fall war.

Der Matzleinsdorfer Platz sei trotz zweimal ! gern . Umbau
noch immer nicht funktionsfähig , aber wenigstens die Boden¬

markierungen seien dort vorbildlich . Das gelte besonders für
die Vormarkierungen in der Priester Straße . Solche Vormarkierungen
wären auch in anderen Straßen wertvoll . GR . Neusser brachte'
den Antrag ein , ein umfassendes Einbahnkonzept für 'Vien auszu¬
arbeiten.

GR . Franziska Fohler ( SPö ) hob die Tätigkeit der Magistrats¬
abteilung 2ß hervor , die Gutachten und Kostenberechnungen
für Schlichtungsstellen und Mieter ausarbeitet . Immer mehr
Anträge nach dem Paragraph 7 des Mietengesetzes werden abge¬
lehnt , weil ihre Durchführung unwirtschaftlich wäre . Die
Rednerin führte vier Häuser aus ihrem eigenen Bezirk , der
Brigittenau an , wo insgesamt 105 Wohnungen nicht mehr
repariert wurden , weil die Mietzinse auf das Fünfzehn - bis
Zwanzigfache gestiegen wären . Allerdings lassen manche Haus¬
besitzer die Häuser absichtlich verfallen , weil ein abbruch¬
reifes Haus günstiger zu verkaufen ist . Bedauerlich sei die Be¬
stimmung , daß die für Reparaturen bestimmte Mietzinsrücklage
nur fünf Jahre aufgehoben werden muß . Nach diesen fünf Jahren
haben die Mieter das Nachsehen , das Geld fließt in die Taschen
der Hausherrn.

Ein Problem , bei dem es praktisch für die Baupolizei keine
Möglichkeit des Eingreifens gibt , sei das Einmieten von Fremd¬
arbeitern in freiwerdenden Wohnungen in alten Häusern . Ge¬
schäftstüchtige Hausbesitzer vermieten diese kleinen Wohnungen
um 150 bis 200 Schilling wöchentlich pro Person.
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Die Gastarbeiter aber , um die Kosten niedriger zu halten , nehmen
noch weitere Freunde und Bekannte in der Wohnung auf , so daß
sanitäts — und bauordnungswidrige Übelstände an der Tagesordnung
sind . Die Öffentlichkeit erwarte , daß man Lösungsmöglichkeiten
für dieses Problem finde.

Öffentliche Beleuchtung : Wien gehört zu den bektbeleuchteten
Großstädten der Welt , doch gibt es noch immer kleine Neben-
gäßchen , wo eine Verbesserung der Beleuchtung im Interesse der
Sicherheit erforderlich wäre . Lobend erwähnt die Rednerin den
Entwurf von eigenen Beleuchtungskörpern für das nächtliche
Grinzing . Bedauerlich sei , daß in zunehmendem Maße Rowdies
Beleuchtungskörper und öffentliche Uhren zerstören « Allein in
den letzten eineinhalb Jahren mußten 30 . 500 Schilling für Repa¬
raturen aufgewendet werden.

Im Zusammenhang mit der Katastrophe in einem Tanzlokal in
Frankreich sei auch in Wien als erstes die Frage gestellt worden,
ob bei uns eine solche Katastrophe möglich sei , Unsere Be¬
stimmungen gäben jedoch die Sicherheit , daß so etwas in 'Wien
nicht passieren könne . Freilich gelt es , diese gesetzlichen
Bestimmungen auch auf das strengste einzuhalten . Die Rednerin
ersucht die Stadträtin daher , für verschärfte Kontrollen zu
sorgen , nicht zuletzt auch bei großen Einkaufszentren und Super¬
märkten . Sie hoffe , daß der Personalmangel bei der Baupolizei
bald behoben werden könne.

Genugtuung äußerte die Gemeinderätin über den Fortschritt
der zentralen Verkehrsüberwachung : Entscheidend für die Verkehrs¬
sicherheit sei jedoch letzten Endes der Mensch und die von ihm
aufgebrachte Verkehrsdisziplin . Wenn man bedenkt , daß allein die
in diesem Jahr neu dazugekommenen Personenkraftwagen aneinander
gereiht eine 64 Kilometer lange Autoschlange bildeten , wird das
Parkproblem für Wien in aller Deutlichkeit klar . Der Autofahrer
müsse eben nicht nur mit Betriebskosten für seinen Wagen rechnen,
sondern auch damit , daß das abgestellte Fahrzeug Geld koste.

Zum besseren Schutz der Fußgänger forderte die Rednerin
mehr ampelgeregelte Übergänge , so zum Beispiel im Bereich Inn-
straße - Dresdner Straße , wo die Autos mit 70 bis 90 Stundenkilo¬
meter dahinrasen . Auch sei an manchen Kreuzungen die Grünphase
zu kurz . Die Schulwegsicherung müßte endlich verwirklicht werden.
Die Rednerin schlägt dafür den Einsatz von Pensionisten ? or.
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In ihren Schlußwort nahn Stadträtin Dr . Maria Schaunay er
zu den Beiträgen der einzelnen Debattenrednern Stellung . Die
Unterbringung der Frendarbeiter sei tatsächlich ein Probien.
Durch rasche und einheitliche Vorgangsweise der Baupolizei
soll verhindert werden , daß die Fremdarbeiter in Elends¬
quartiere , die den Besitzern hohen Nutzen bringen , abgedrängt
werden.

Das Wohnungsverbesserungsgesetz sieht eine gesetzliche
Frist von drei Monaten für die Bearbeitung vor . Leider sind
nicht alle eingereichten Anträge vollständig , weshalb sich
Verzögerungen ergeben.

In Budget 1971 sind Mittel für die Umstellung der Wiener
Uhren auf ZentralSteuerung durch Funk vorgesehen . Die Um¬
stellung wird sektorenweise erfolgen und sich über einige
Jahre hinziehen . Heuer wurden technische und rechtliche
Vorb ereit ungen getroffen.

Hinsichtlich der Altstadt leuchte ist ein Team an der
Arbeit , un einen passenden Mast und einen passenden Wandarm
zu entwickeln.

Die als klobig empfundenen Lichtmaste auf den Mariahilfer
Gürtel mußten wegen der Zugfestigkeit und uni dem Winddruck
standzuhalten , dimensioniert werden.

Die unterschiedlich lange Gelbphase der Ampeln wird viel¬
fach als Gefahrenmoment bezeichnet . Darüber ist die Ansicht
der Verkehrsexperten geteilt . Es kann aber keine Norm - Gelb-
phase geben , weil es keine Norm - Kreuzung gibt . In Jänner wird
ein Expertenteam dieses Problem diskutieren.

Die fpnfzehn Novellierungen der Bauordnung sind unter
anderen durch die Verwendung neuer Baumaterialien bedingt.
Auch in der neuen Bauordnung wird es ein gemischtes Baugebiet
geben , da eine strikte Trennung von Wohnvierteln . und Betriebs¬
stätten unlösbare Probleme schaffen würde.

Den Vorwurf , jemand könne zun " wilden Bauen " gezwungen
sein , wies Stadträtin Maria Schaumayer zurück . Jeder
Interessent hat die Möglichkeit , sich bei der Baupolizei
über die rechtlichen Bedingungen zu informieren.
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Die Stadträtin gab dann bekannt , daß Wien bereits gemeinsam
mit Niederösterreich und dem Burgenland einen Standort für eine

gemeinsame Vernichtungsstelle schädlicher Giftstoffe oder Abfall¬

produkte suche . Denn man sei sich darüber im klaren , daß © 9 eine

Peroxydwolke , wie sie heuer im Sommer zu beobachten gewesen sei,
nicht mehr geben dürfe.

Eingehend ging Erau Schaumayer in ihrem Schlußwort auch
auf die neue Friedhofsordnung ein . Sehr energisch wies sie den
Vorwurf zurück , die Vertreter der beiden kleinen Fraktionen
des Gemeinderates seien vor Beschlußfassung im zuständigen Aus¬
schuß nicht gehört worden . Es sei jedenfalls Vorsorge getroffen,
daß " Interessenten für eine neue Grabstelle in jedem Fall seitens
der Friedhofsverwaltung die notwendigen Informationen gegeben
würden , ob es sich im betreffenden Teil des Friedhofes um
einen solchen handle , wo die Grabgestaltung in althergebrachter
Form oder nach den neuen Gestaltungsprinzipien zu erfolgen habe.

Obwohl die Beschlußfassung über die neue Friedhofsordnung
dem Gemeinderat erst am Freitag vorliegen werde , ging die Stadt¬

rätin Punkt für Punkt auf den Abänderungsantrag der DFP
ein , sie wies nach,daß eine Berücksichtigung dieses Antrages
eindeutig zu einer Verschlechterung führen würde . Die Beratungen
im Unterausschuß seien vom kulturellen Verantwortungsbewußtsein
und dem Respekt vor der Pietät und den Wünschen der Wiener

Bevölkerung getragen gewesen.
Abstimmung: Mit den Stimmen von SPÖ und ÖVP angenommen .

Der ÖVP - Antrag bezüglich eines koordinierten Einbahnsystems wurde

einstimmig zugewiesen.

( Unterbrechung des Sitzungsberichtes)
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beethoven - haus probusgasse eroeffnet

6 Wien , 16 . 12 . ( rk ) vizebuergermeist er gertrude s a n d n e r

eroeffnete mittwoch mittag die neue beethoven - gedenkstaette in der

probusgasse 6 im 19 . bezirk , in diesem haus hat Ludwig van beethoven

das 1 ’ heiligenstaedter testament’ 7 verfasst , das gebaeude wurde von

der stadt Wien erworben und restauriert , die beethoven - gedenkstaette

wird jeweils sonntag von 9 - 13 uhr geoeffnet sein.

schon vorher hatte am mittwoch eine gedenkfeier vor dem ehren¬

grab des komponisten auf dem zentralfriedhof stattgefunden , danach

Legte trau sandner vor dem beethovendenkmat im 1 . bezirk einen kranz

nieder.

Wien empfinde 77 ehrfurcht und dankbarkeit 77 fuer den tonheros

beethoven , erklaerte vizebuergermeister gertrude sandner

bei der eroeffnung der - nunmehr dritten staedtischen - beethoven-

gedenk staet te in hei Ligenstadt . das haus probusgasse 6 sei 1968

von der stadt Wien abbruchreif gekauft worden , und architekt hans

steineder ( er restaurierte auch Schuberts geburtshaus in

der nussdorfer strasse ) habe in muehevoLLer arbeit die beitraege

der verschiedenen stitepochen an diesem haus freigelegt und stoeren-

de spaetere zubauten entfernt.

frau sandner dankte allen beteiligten des magistrats und dem

bundesdenkmalamt fuer die arbeit an diesem werk , ein blaeser-

ensemble umrahmte den eroeffnungsakt musikalisch,

das haus probusgasse 6 wurde mit kosten von rund fuenf millio-

nen Schilling gekauft und renoviert , in den raeumen des ersten

Stockwerks im hoftrakt , die beethoven der ueberlieferung nach be¬

wohnt hat , befindet sich die gedenkstaette . dort sind reproduktionen

von schritten und tonwerken beethovens und auch eine buesie des

komponisten untergebracht.
mit vizebuergermeister gertrude sandner waren stadtrat hubert

p f o c h , stadtschu Iratspraesident dr . hermann schnell,

Mitglieder des kuIturausschusses und bezirksvorsteher franz

weber erschienen , die neue gedenkstaette wird sonntags von

9 bis 13 uhr geoeffnet sein . \ • '

1350
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uerkehrs ^ rzi ? hung $ buecher . fuer Wiens vorschulpflichtige kinder

20 Wien , 16,12 . ( rk ) tausend verkehrserziehungsbuecher tuer Wiens

vor $ chulpflichtige kinder uebprgab der generatsekretaer des . oeamtc,

g r# y e i t , als geschenk dieser kraftfahrorganisation mitt-

woch an woh Ifahrtsstadtraetin maria j a c o b i .

der titel des in Deutschland von Psychologen zusammengestellten

buohes lautet kleine tim und die Strasse 7 * . es ist ein verkehrt,

buch ohne erhobenen Zeigefinger und fuer kinder im vgrschulalter

und fuer schul ^nfaenger gedacht.

dieser » » ratgeber 77 fuer die juengsten Verkehrsteilnehmer wird,

wie wohIfahrtsstadtraet ^n maria jacobi erklaerte , ein wertvolles

instruraent in der vorschulischen erziehung der wiener kindertagesr

heirae bilden,

1358

marek bei jonas , kreisky und waldbrunner

| 0 Wien , 16 . 12 , ( rk) der wiener buergermeister bruno marek

wurde mittwoch vormittag von bundespraesident franz jonas

iu e inerp ab ^ chiedsbesuch emp f an gen f am nachmittag verabschiedete

^ ich marek im pariament bei den drei nationalratspraesidenten

jipl . - ing , waldbrunner , dr , maleta und
* * i i'

s r o b s t ,

morgen donnerstag wird bruno marek auch bundeskanzler dr.

Drung k r e i s k y und den erzbischof von Wien , dr , franz

< o e n i g , aufsuchen und sich verabschieden.
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( Fortsetzung des Sitzungsberic ht es)

Liegenschaftsdebatte

Wien , 16 . 12 . ( EK ) GR . Müller ( DPR ) übte zunächst Kritik
an der Höhe der Präsidialausgaben , die sich gegenüber dem
Vorjahr um zwei Millionen erhöht hätten und forderte in einem.
Antrag die Reduzierung der veranschlagten 13 Millionen
Schilling auf drei Millionen . 'Weitere kritische Anmerkungen
galten der publizistischen Arbeit des Presse - und Informations¬
dienstes . Im besonderen Maße kritisierte er die Berichter¬
stattung der Redakteure des PID und meinte weiter , daß der
Aufwand für die diversen Publikationen in keinem Verhältnis
zu ihrem tatsächlichen Wert stehe.

Zum Thema Liegenschaften meinte der Redner , daß es hier
eine allzu große Häufung von Gaststättenbetrieben gebe . Der
Feuerwehr wäre eine größere Zahl von Einsatzfahrzeugen zu
wünschen , anstelle von spektakulären Magirusleitern.

Auch bezüglich des Einsatzes der Bundespolizei zeigte
sich der Debattenredner unzufrieden.

Seine Fraktion werde daher diesem Budgetvoranschlag nicht
zustimmen.

GR . Dr . Hirnschall ( FPö ) kritisierte einleitend die Grund¬
käufe der Gemeindeverwaltung . Vom 1 . Jänner bis 15 . November
wurden für 44 -0 Millionen Grundstücke angekauft , obwohl für
diesen Zweck im Budget für 1970 nur 200 Millionen vorgesehen
waren . Auch 1969 wurden 410 Millionen Schilling für die Grund-

beschaffung ausgegeben , während nur 220 Millionen dazu bereit¬
gestellt waren . Es entspreche der Praxis des Finanzreferenten,
Mehreinnahmen in Grund und Boden anzulegen ; dieses Gold sollte
jedoch besser für die GrundaufSchließung verwendet werden.

Man dürfe sich nicht wundern , wenn durch derartige Käufe
die Grundpreise in Wien in Bewegung geraten . Die Fläche , die
im heurigen Jahr erworben wurde , belaufe sich auf mehr als
140 Hektar : das entspricht dem Areal des ganzen 6 . Bezirks.

Durch die massierten Grundankäufe werde auch die Notwendig¬
keit des immer wieder geforderten Bodenbeschaffungsgesetzes
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widerlegt . Auch im Assanierurgsgesetz seilte die Enteignung
der Weisheit letzter Schluß sein . Die privaten Eigentümer
werden möglicherweise bereit seih , bei günstigen Krediten
an Sanierungen nitzuarbeiten . ( Zwischenruf GE . Vindisch ,
SPÖ : "Aber nur , wenn si ^ dabei verdienen ! " )

In Zusasnenhang mit den Presse - und Informationsdienst
bezweifelte der Debattenredner den angeblichen Inf omat ions¬
wert folgender Plakate ; "Wir bauen eine U- Bahn " " Oben ohne
Umleitungen " und "Gemma bodn " .

Nach der Feststellung , das rahljahr 1970 habe gezeigt,
daß nicht nur Parteien , sondern auch fahlbehörden zu Ver¬
lierern werden können - bei der Kreiswahlbehörde habe es
nicht nur eine , sondern mehrere Pannen gegeben - erlitt
Dr . Hirnschall einen Schwächeanfall . ( Siehe auch unsere Extra-

neldung auf Blatt 3996 . )
Der Vorsitzende unterbrach die Sitzung , während Dr . Hirn-

schal 1 von mehreren Gemeindersten aus dem Saal geleitet wurde
nachdem der Vorsitzende festgestellt hatte , daß den Debatten¬
redner das Recht der Fortsetzung seines Beitrags gewahrt
bleibt , wurde die Sitzung wieder aufgenommen. /
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Schwächeanfall eines Gemeinderates

Wien ? 16 . 12 . ( RK ) Während seines Debattenbeitrages zum

Kapitel Liegenschaftswesen erlitt GR . Dr . Erwin Hirnsbhall ( EPÖ)

einen Schwächeanfall . Kollegiale Hilfe war sofort zur Stelle.

Mehrere Gemeinderäte führten Dr . Hirnschall aus dem Saal , Gesund¬

heitsstadtrat Dr . Otto Glück leistete erste Hilfe . SPÖ — Gemeinderat

Dr . Zeman verabreichte dann im Hebenraum des Sitzungssaales eine

stärkende Injektion , Der freiheitliche Gemeinderat , der sich

schon nach einer Viertelstunde wieder ausgezeichnet fühlte , wai

nur durch eindringliche Ratschläge der SPÖ - Gemeinderäte Windisch

und Hans Mayr zu einer kurzen Ruhepause zu bewegen.
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GR . üipl • — Ing . Blaschka ( ÖVP ) verweist auf den großen Grundbe—
darf

?
den die Gemeinde nicht nur für kommunale Einrichtungen,

sondern auch für Industrie - und Betriebsansiedlungen und ähnliches
hat . Die Ansätze hiefür sind in den letzten Jahren bedeutend ge¬
stiegen . Heuer kam es zu Überschreitungen , die mehr als 200 Pro¬
zent ausmachen und durch einen Kontokorrentkredit der Zentral¬
sparkasse in Höhe von 500 Millionen bedeckt werden mußten . Die
Ansätze sollten hier nicht - bewußt oder unbewußt - so niedrig
gehalten werden.

Zu den größten Grundkäufen der letzten Jahre gehörte der
Erwerb der sogenannten Draschegründe . Leider wird es aber - nach

einem Bericht der " Arbeiter - Zeitung " - bis 1990 dauern , bis die
Wiener Bevölkerung in den vollen Genuß der auf diesem Gebiet
geplanten Bauten kommen wird . Hier wäre eine Beschleunigung not¬
wendig . Erfreulich sei die Bereitstellung von Grundstücken für
Industrie — und Gewerbeansiedlungen . Hoffentlich wird ihre
Situierung so geplant , daß sie sich bei einer künftigen Stadt¬
entwicklung nicht ungünstig auf entstehende Wohngebiete auswirkt.
Die Industrieansiedlung wird auch der sinkenden Beschäftigten¬
zahl entgegenwirken können.

Die Erklärung , warum sich viele Betriebe lieber außerhalb
Wiens ansiedeln , liege sicher in den niedrigeren Grundpreisen . Ver¬
stärkte Eörderungsmaßnahmen für die Erhaltung und den Ausbau der
Betriebe würden sich bezahlt machen , da die investierten Beträge
durch Steuern und Abgaben der Betriebe wieder zurückfließen würden.

Der ständig steigende Verkehr erfordere die Bereitstellung von
Grundflächen für Parkplätze und den Garagenbau . Die Eußgeherzonen
seien begrüßenswert .,. doch müßten auch dort die entsprechenden Park¬
möglichkeiten geboten werden.

Besonders wichtig sind die Grundankäufe für die Schaffung von
Erholungsgebieten . Die geplante Anlage für die WIG und das Kur¬
zentrum wird eine willkommene Erholungsstätte werden und das
ganze Gebiet wirtschaftlich beleben.

Der Redner kommt sodann auf jene Siedlungsbauten zu sprechen,
die in den Jahren 1934 bis 1930 auf Baurechtsgründen errichtet
wurden . Die Bestandsverträge sollten auf Wunsch der Siedler
irs Eigentum überlührt werden können . Der Verwaltung würde da¬
durch Geld und Arbeit erspart . ,
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Gerneindeeignne Einzelgrundstücke , die zur Hauptsache für Kausch¬
zwecke jahrelang bereitgehalten werden , sollten verkauft und
mit dem Erlös größere Flächen erworben werden.

Der Redner verweist darauf , daß die Gemeinde Wien
15 Konzessionen für das Gast - und Schankgewerbe besitzt , 14
davon werden betrieben . Er stellt die Frage , ob diese Betriebe
nicht mehr kosten als sie hereinbringen?

Auf dem Sektor der Bauzinsermäßigungen stellt der Redner
die Frage , ob diese Ermäßigungen ohne Rücksicht auf das Ein¬
kommen des Bewerbers gewährt werden oder ob es hier Unterschiede
gibt?

Der Vorsitzende , GR . Leinkauf, teilt mit , daß sich das
Befinden des GR . Hirnschall gebessert hat . ( Allgemeiner Beifall . )

GR . Dr . Habl ( ÖVP ) verlangte eine Novellierung des zweiten
Haupt Stückes der Verfassung

''der Stadt Wien , das sich mit Wien
als Land befaßt . Manches sei darin unklar . Der Redner sprach sich
dafür aus , die Möglichkeit von Volksbefragungen , Volksbegehren
und Volksabstimmungen zu schaffen sowie eine Fragestunde einzu-
führen . Die wichtigsten Wahlbestimmungen sollten - nicht nur in
Wien - in die Verfassung aufgenommen werden , damit sie nicht mit
einfacher Mehrheit geändert werden können , wenn sich eine Partei
dadurch einen Vorteil verspricht.

Die öffentliche Arbeit verliere immer mehr an Ansehen,
stellte GR . Dr . Habl fest , woran auch oft die Mandatare selbst
Schuld trügen . Mandatare müßten eine Sprache benützen , die dem
gesellschaftlichen Anstand entspricht . Der Wiener Gemeinderat
zeige , daß dies möglich sei . Auch die sogenannten harten und
peinlichen Fragen im Fernsehen fänden nicht die Zustimmung der
großen Mehrheit . Durch diese Dingen werden zuerst der Mandatar,
dann seine Partei und schließlich die Demokratie diskreditiert,
( Beifall bei SPÖ und ÖVP . )

Hierher gehöre auch das Schlagwort vom Privilegienabbau «.
Ist es ein Privileg , daß der Polizist ein Amtskappel trägt?

V
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Wenn einer die Hilfe des Polizisten braucht , ist er sehr

froh über dieses Antskappel , das den Polizisten hilft , sich

durchzusetzen . Ist es ein Privileg , wenn der Rektor sein Ants-

kleid trägt ? Die Studenten , die sonst so gegen die Tradition

sind , legen bei der Promotion großen Wert auf die Feierlich¬

keit und Würde.
Über viele sogenannte - Privilegien bestünden falsche Vor¬

stellungen . So werde die Immunität der Abgeordneten fälschlich

mit Straffreiheit gleichgestellt , und es bestünde auch der

Eindruck , als müßten Politiker überhaupt keine Steuern bezahlen.

Die Arbeit des Mandatars , der sein Amt gewissenhaft ausübt,
bedeute auch eine große physische Anstrengung . Die Politiker

sollten ihr Licht nicht unter den Scheffel stellen , sondern

zu diesen Problemen offene und mutige /- orte sagen , wenn es

nötig ist.
Unter Hinweis auf die geringe Wahlbeteiligung bei der

letzten Gemeinderatswahl sprach sich Dr . Ilabl dafür aus ; , die

Wahlen durch die Möglichkeit , zu reihen und zu streichen,
interessanter und durch Einführung der Briefwahl leichter zu

machen . Er brachte außerdem den Antrag ein , jeden Wähler

rechtzeitig vor den Wahltag mit einer Karte über Ort und Zeit

der Wahl zu informieren.
Zum Presse - und Informationsdienst sagte der Redner,

daß die Grenzen zwischen Information und Propaganda fließend

seien . Seine Fraktion sei für Infornation » aber gegen Propa¬

ganda . Man werde daher in jeden Fall genau prüfen , wofür

Geld ausgegeben wird . Man werde auch noch darüber reden

müssen , daß die Geschäftsordnung teilweise veraltet ist , wie

die Aufteilung der Gelder an die Bezirksvorsteher vor sich

geht und ob es nicht möglich sei , Sitzungen des Gemeinderates

der Öffentlichkeit ähnlich anzuzeigen , wie dies bei Parlaments-

Sitzungen geschieht.
Wien stehe vor einer ähnlich wichtigen Epoche wie

seinerzeit bei der Schaffung der Ringstraße oder den

Leistungen der sozialistischen Stadtverwaltung in cier ersten

Republik , begann GR. Edlinger ( SPÖ ) seinen Debattenbeitrag.
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Er sprach zur Bodenpolitik und bezeichnet © das Verfügungs-
recht über Grund und Boden als eines der bedeutendsten Proble
für die Entwicklung der Großstadt . Legistisehe Maßnahmen
stünden zwar noch aus , doch werde Bautenminister Moser dem¬
nächst den Entwurf eines neuen Bodenrechtes den Parlament
zuleiten . Er hoffe , daß , entsprechend einer Äußerung des
VP- Gemeinderates Ebert vor wenigen Tagen , die Volkspartei in
Parlament der Erneuerung des Bodenrechtes zustinnen werde
( " Zuerst müssen wir den Entwurf sehen " , rief Dr . Glatzl , ÖVP ) .
Besonders lobte Edlinger eine Neuerung , die sich sehr vorteil
haft für Bodengeschäfte zwischen der Stadtverwaltung und den
Bund auswirke : Das Bautenninisteriun könne nun einzelne Grund
stücke kaufen beziehungsweise verkaufen und sei nicht bloß
auf den Tauschweg angewiesen.

Auch der sozialistische Sprecher beschäftigte sich mit
den Presse - und Informationsdienst und hob die Bedeutung der
Öffentlichkeitsarbeit für eine korrekte Information der Be¬
völkerung und damit in Interesse der Demokratie hervor . Es
sei klar und dabei zitierte Edlinger einige namhafte aus¬
ländische Experten , daß diese Öffentlichkeitsarbeit um so
intensiver sein müsse , Je größer die Stadt sei ( " das wird
nicht bestritten , doch wollen wir die genauen Gesantkosten
für den PID erfahren "

, rief Glatzl , VP , dazwischen ) .
Abschließend ging Edlinger kurz auf die Angriffe gegen

die Wahlbehörde ein und erklärte , es habe nach der National¬
rat swahlOrdnung keine gesetzliche Verpflichtung zur Über¬
prüfung der 200 Unterschriften eines Wahlvorschlages ge¬
geben . Erst in Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes sei
eine solche Verpflichtung ausgesprochen worden , die künftig
selbstverständlich auch beachtet werden würde.

Mit einer Stellungnahme zu den Angriffen gegen den
Presse - und Informationsdienst begann Stadtrat Hintschig sein
Schlußwort . Auch er vertrete die Meinung , daß nur Information
nicht aber Propaganda zu den Aufgaben der Stadtverwaltung
gehört . Information der Bevölkerung sei aber gerade in der
Großstadt , wo die Bevölkerung an schwersten zu erreichen ist,
unbedingt erforderlich . Er höre zu diesem Thema nur einmal
in Jahr Kritik . " Wenn Sie Vorschläge unterbreiten können , wie
nan die Information besser , effektiver und billiger zustande
bringt , warum machen Sie diese Vorschläge nicht in Ausschuß ? "

fragte der Stadtrat.
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Zur Kritik an den Repräsertationskosten : Wien müsse seine

Chance nützen , die sich aus der Begegnung zwischen Ost und

Rest ergibt . Wenn Wien inner mehr zur Stadt der Begegnung,
zur Stadt internationaler Organisationen wird , sei dies nicht
zuletzt auch auf internationale Kontakte zurückzuführen.
Gerade hier käme eine finanzielle Einschränkung auf die Dauer
wahrscheinlich sehr teuer.

Die Befürchtung GR . Hirnschalls , daß durch die steigende
Zahl von Grundstückskäufen auch die Preise hochgehen werden,
wies der Stadtrat zurück . Er könne schon deswegen die Bedenken
zerstreuen , weil er selbst genau achte , daß Preissteigerungen
unterbleiben . In Gegensatz zu GR . Hirnschall sei er der Ansicht,
daß ein Bodenbeschaffungsgesetz sehr wohl dringend notwendig
ist . Als Beispiel für die Notwendigkeit dieses Gesetzes nannte

Hintschig die Draschegründe.
Bei der Rührung der Gastbetriebe durch die Stadt Wien

pflichte er den Vorstellungen der ÖVP- Redner , diese Betriebe

zu verkaufen , bei . " Wenn Sie nir Käufer nennen können " - wandte

er sich direkt an die ÖVP- Gemeinderäte - " wäre ich sehr froh
darüber " .

Zur Forderung einer Novellierung der Stadtverfassung:
Möglichkeiten der Novellierung eines Teils der Verfassung
werden zur Zeit überprüft.

Zur Wiener Geneinderatswahlordnung : Hier sei derzeit kein

Anlaß zu einer Abänderung , da sie mit der Nationalratswahl¬

ordnung übereiiistinne . Sollte diese geändert werden , müsse man
auch bei der Geneinderatswahlordnung die Frage überprüfen.

Geschäftseinteilung des wiener Magistrats : In den ein¬

einhalb Jahren seit ihrem in Kraft treten seien trotz gewisser
Schwächen der neuen Geschäftseinteilung keine Verbesserungs¬

vorschläge gemacht worden . Derzeit behelfe man sich mit

kleinen Verdesserungsschritter.
Die Stadtverwaltung arbeite in übrigen - auch unter Bei¬

ziehung “: der EDV - ständig an der Vereinfachung der ver¬

waltungsarbeit . Eine eigene Vorschlagsaktion sei dazu ins

Leben gerufen worden , in dieser Frage sei die Mitarbeit aller

erforderlich.
/
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Ab st iiinung: Mit den St innen der SPÖ und ÖVP angenonnem -
Der ÖVP- Alltrag wurde einstinnig zugewiesen , der DPP - Antrag

fand nicht die notwendige Mehrheit und wurde daher abgelehnt.

( Unterbrechung des Sitzungsberichtes)
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wibag Legt bilanz:

neun miLLionen quadratmeter baufLaechen erforderLich

23 Wien , 16,12 . ( rk ) ueber erfoLge und probLeme ihrer taetig-
keit berichtete die wiener betriebsansiedLungsgeseLLschaft mbh 9
( wibag ) mittwoch im rahmen ihrer ersten pressekonferenz seit der

gruendung vor mehr aLs eineinhalb Jahren . in Vertretung des durch

die budget - debatte des wiener gemeinderates verhinderten aufsichts-

ratsvorsitzenden , stadtrat dkfrn , aLfred hintschig,
standen dessen Stellvertreter , senatsrat dr , heinrich h o r n y ,
sowie wibag - geschaeftsfuehrer direktor anton mayerhofer
den Pressevertretern zur verfuegung.

32 firmen angesiedeLt
die erfoLgsbiLanz der wibag beinhaltet die vergäbe von

industriefLaechen an bisher 32 firmen , darunter zuletzt an den

groessten snack - herstelLer im efta - raum , die schweizer firma

kelly.
fuer die infrastrukturelLe aufschLiessung der vier grossen

betriebsbaufLaechen scheydgasse , auhof , trabrennvereinsgruer . de,

perfektastrasse ( rund eine million quadratmeter ) wurden bisher

280 miLLionen Schilling bewilligt , sechs weitere teilflaechen ( rund

600 . 000 quadratmeter ) wurden 1970 fuer die aufschLiessung mit einem

betrag von 130 miLLionen Schilling bereitgesteLLt , damit stellte

die stadt Wien bisher 410 miLLionen fuer die in frästruktu reLLe

erschLiessung von betriebsbaugebieten zur verfuegung , auf denen

22 . 000 bis 26,000 neue arbeitspLaetze geschaffen werden.

Stadtverwaltung stimuliert

die stimulierende Wirkung der Stadtverwaltung beinhaltet auch

kredithilfen fuer an - und umsiedlungswillige betriebe , im rahmen

dieser kreditaktion der stadt Wien wurden bisher 35 antraege fuer

kredite in der hoehe von 336 miLLionen Schilling gestellt , wovon

25 antraege mit einer kreditsumme von 219,3 mi - llionen Schilling

bereits bewilligt sind,
im rahmen der pressekonferenz teilte senatsrat dr . h o r n y

auch mit , dass fuer die wiener industrie in den naechsten Jahren
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rund neun mittionen quadratmeter baugruende noetig sind und die

Stadtverwaltung sich bemuehen werde , diesen bedarf zu befriedigen.

vier hauptproblerne
als die vier hauptproblerne , die der wibag zu schaffen machen,

nannte direktor mayerhofer 1 . den mangel an in f rastruk tu re 11 er¬

schlossenen grundstuecken , 2 . koordinierungsschwierigkeiten mit der

post , was sich erschwerend auf die bereitstellung von telefon-

anschluessen auswirkt , 3 . starke konkurrenz des auslandes mit

dumpingpreisen fuer grundstuecke und 4 . das fehlen des gemein-

nuetzigen status der wibag , was im vergleich zu aus¬

ländischen konkurrenzgeselIschaften steuertechnische nachteile mit

sich bringt.
direktor mayerhofer unterstrich auch die bedeutung desfull-

service - charakters der wibag , die dem Investor von der boden-

untersuchung bis zur kreditbeschaffung objektiv und mit strengster
diskretion an die hand geht , wesentlich sei es , dass der an Wien

interessierte industriebetrieb dabei ein klima positiver bereit¬

st aft vorfindet.

1526

preisguenstige gemuese - und Obstsorten

21 Wien , 16 . 12 . ( rk ) das marktamt der stadt Wien teilt mit?

heute waren auf den wiener maerkten folgende gemuese - und Obst¬

sorten besonders preisguenstig:

gemuese : Chinakohl 3 Schilling , karotten 4 bis 6 Schilling,

kohl 5 Schilling je kilogramm.
obst : aepfel ( qualitaetsklasse 2 ) 6 Schilling , mandarinen

7 bis 8 Schilling , orangen 5 . 50 Schilling je kilogramm.

1402
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fischhandel bangt um weihnach tsgeschaeft - Untersuchung ergab

ungefaehrlichkeit der karpfen

25 Wien , 16 . 12 . ( rk ) in einer pressekonferenz , die von der

Sektion Lebens - und genussmittel der wiener handelskammer veran¬

staltet wurde , nahmen mittwoch vormittag die fischhaendler zum

alarm um den wiener fischmarkt Stellung , die fischgrosshaendler be¬

tonten bei dieser pressekonferenz , dass die alarmmeIdungen der

juengsten zeit ungerechtfertigt erfolgt seien , der fischgross-

handel , aber auch der einzelhandel , befuerchte schweren schaden

durch diese berichte , es sei keineswegs richtig , dass die im wiener

fischmarkt gekalterten karpfen gesundheitsschaedlich sind.

dies bestaetigte auch der Vertreter der mark tarntsdirektion,

oberamtsrat r o n f t , der als gast an dieser pressekonferenz

teilnahm , ronft stellte klar , dass die marktamtsdirektion keines¬

wegs dem fischhandet schuetzenhi1fe leisten wolle , das marktamt

sei in erster Linie dazu da , den konsumenten zu schuetzen . wirt¬

schaftliche ueberlegungen duerften dabei keine rolle spielen , die

Letzten Untersuchungen von karpfen aus dem donaukanal , die am 1 1 .

und 15 . dezember 1 970 durchgefuehrt wurden , haben jedoch keine an-

haltspunkte fuer eine gefaehrdung von menschen ergeben , betonte

oberamtsrat ronft , von den laufenden Untersuchungen abgesehen , hat

das marktamt in hinblick auf die zunehmende gewaesserverschmutzung

bereits ende 1969 einen antrag an die wasserrechtsbehoerde ge¬

stellt , ein verfahren zur pruefung der sanitaeren und hygienischen

zulaessigkeit der weiteren waesserung von fischen im donaukanal ein

zuleiten und eventuell eine geeignetere stelle ausfindig zu machen,

dieses verfahren ist noch nicht abgeschlossen.

1530
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wohnbaufoerderungs 3 . 609 Wohnungen

24 Wien , 16 . 12 . ( rk ) mittwoch wurde unter Vorsitz von stadtrat

suttner die 10 . geschaeftssitzung des beirates fuer die

wohnbaufoerderung 1968 und die 4 . geschaeftssitzung des beirates

rach dem Wohnungsverbesserungsgesetz abgehalten , im rahmen der

wohnbau foerderung 1968 wurden antraege fuer 2 . 527 Wohnungen und

13 geschaeftslokale mit insgesamt 406,199 . 800 Schilling positiv

begutachtet , im rahmen der wohnungsverbesserung wurden antraege
mit gesamtdarLehen von 17,065 . 207 Schilling positiv erledigt , es

handelt sich hier um gemeinschaftsantagen und um Verbesserungen
in einzelwohnungen . insgesamt werden damit 1 . 082 Wohnungen saniert

1527

toedlicher arbeitsunfall

arbeiter von erdmassen verschuettet

32 Wien , 16 . 12 . ( rk ) bei kanalver legungsarbeiten in der dirm-

hirngasse in liesing ereignete sich heute mittag ein toedlicher
Unfall , der 48jaehrige maurer robert h e m b a c h' aus wien-

penzing wurde in einer vier meter tiefen , nur teilweise gepoelzten
kuenette von abrutschenden erdmassen verschuettet . die feuerwehr

barg das unfallopfer , jede hilfe war aber bereits zu spaet.
1737

zusammenstoss auf dem schwarzenbergpLatz

16 Wien , f . 6 . 12 . ( rk ) mittwoch um 6 . 07 uhr kam es auf dem

schwarzenbergpLatz zu einem zusammenstoss zwischen einem gelenkzug
der strassenbahntinie g2 , einem Lkw und einem pkw , die beiden kraf

fahrzeuge wurden dabei schwer beschaedigt . verletzt wurde niemand,

der strassenbahnverkehr war 56 minuten lang unterbrochen.

1254
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( Fortsetzung des Sitzungsberichtes)

Wohnungsdebatte

Wien , 16 . 12 . ( RK ) GR . Wolger ( DFP ) deponierte zunächst
Beschwerden über Mißstände im Wiener Wohnungswesen . Sr meinte,
daß der soziale Wohnbau in Wien wohl propagiert , jedoch keines¬

wegs durchgeführt werde . So bürde man den Wohnungswerbern und
hier insbesondere den jungen Eheleuten und kinderreichen Familien
zu hohe Lasten auf . Als der Redner behauptete , daß die
Wohnungsvergabe seitens der Gemeinde Wien nur nach politischen
Erwägungen praktiziert werde , kam es zu erregten Zwischenrufen
seitens der sozialistischen Fraktion ( GR . Windisch : Las sind
gemeine Verdächtigungen der Beamtenschaft ) .

Am Schluß seiner Ausführungen reklamierte der Redner eine
entsprechende Zahl von Kinderspielplätzen bei den städtischen
Wohnhausanlagen und stellte in diesem Zusammenhang die Anfrage,
wie viele es davon eigentlich derzeit in Wien gebe?

Zum o . vVoranschlag meinte er , d ^ ß seine Fraktion , solange
keine andere Wohnungspolitik in Wien praktiziert werde , diesem
ihre Zustimmung verweigern müsse.

GR . Dr . Schmidt ( FPÖ ) : Die Lovelle zum Wohnbauförderungsgesetz
sei eigentumsfeindlich und beinhalte keine brauchbare Wohnbau¬
förderung . Die Bauwerber von Eigentumswohnungen werden haupt¬
sächlich auf den Kapitalmarkt verwiesen . Durch dessen verstärkte
Heranziehung werden für den einzelnen Förderungswerber aber höhere
Kosten entstehen , auch wenn im Entwurf der Lovelle höhere
Annuitätenzuschüsse vorgesehen sind . Es sei zu befürchten , daß
durch die verstärkte Kreditinanspruchnahme die Kredite teurer
werden , wenn sie dann überhaupt no <? h infolge Verknappung .der Mitte
zu bekommen sind.

Als zu langwierig und kompliziert bezeichnet den Redner den
Instanzenzug zur Erlangung von Förderungsmitteln . Er regt die Ab¬
haltung von Sitzungen des Wohnbauförderungsbeirates in kürzeren
Zeiträumen an , da das derzeitige Zusammentreten alle drei Monate
zu lange Verzögerungen mit sich bringe . Im Gesetz sei ausdrücklich
festgehalten , daß Anträge innerhalb von drei Monaten schriftlich
zu erledigen sind.
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Der Redner urgiert die immer wieder verlangte Möglichkeit
der Einzahlung des Mietzinses in städtischen Wohnhäusern mittels
Erlagscheins oder über Bankanweisung.

Überrascht habe die Mitteilung ., daß die Zahl der Wohnung *-

Vormerkungen gesunken sei . Der Redner weist an Hand von Zahlen
nach , daß dieser Rückgang nur durch Anlegung eines strengeren
Maßstabes möglich sein könnte . Als durchschnittliche Wartezeit
auf eine Gemeindewohnung werden drei Jahre angegeben . Das würde
bedeuten , daß alle Vormerkungsfälle bis zum Jahre 1966 erledigt
worden wären . Es gäbe aber viele Fälle , die seinerzeit nicht in

Vormerkung genommen wurden , nach der erfolgten Lockerung der

Vormerkungsbestimratmg .en ^ nun aber auch berücksichtigt werden
müßten . In begründeten Fällen sollte man nicht daran festhalten,
daß ein Wohnungsbedarf wegen " Unzumutbarkeitnur dann besteht,
wenn Überbelag gegeben ist.

Die Wohnungsvergabe müßte unter Kontrolle der Öffentlichkeit
erfolgen.

Befürchtungen über Mietzinserhöhungen in den städtischen
Wohnhausanlagen gab GR . Kowarsch ( ÖVP ) Ausdruck . Bei den Eingängen
aus Mietzinsen sind nämlich im Voranschlag 712 Millionen Schilling
angeführt , um 121 Millionen mehr als im Vorjahr . Sollten die Mehr¬
einnahmen aus HeuZugängen an Wohnungen kommen , müßten heuer
11 . 911 Wohnungen der Type C übergeben werden , vorgesehen sei jedoch
nur die Übergabe von 5 . 000 Wohnungen verschiedener Typen.

Wenn die 180 . 000 Gemeindemieter den Mehrbetrag aufbringen
müssen , entfallen . auf jeden einzelnen 390 Schilling pro Jahr
oder 32,50 Schilling im Monat.

Bei den Wäschereien waren an Raum - und Hauskosten im Vorjahr
80 . 000 Schilling eingesetzt , heuer seien es 350 . 000 Schilling.

Hach einem Bericht der Gemeindezeitung steigt die Belastung
durch den Wohnungsaufwand am stärksten bei YYohnungen , die vor
1919 gebaut wurden , sowie bei Neubauteil nach 1961 . Bisher seien
zehn Familien aus finanziellen Gründen delogiert worden . Das
sind zwar nur wenige , aber diese Zahl könnte sich erhöhen . Es
wäre notwendig , YYohnwerber besser über die Kosten zu beraten,
damit sie sich nicht übernehmen.
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HauptUrsache der Wohnungsnot in Wien sei der große Anteil

des Althausbestandes . Es gibt viele Reparaturen , inner wieder

müsse der unselige Paragraph 7 angewendet werden . Die

betroffenen Mieter nüssdn oft ein Mehrfaches des bisherigen
Mietzinses bezahlen . Die Mietzinsbeihilfe sei völlig unzu¬

reichend , un hier wirksam zu helfen . Die ÖVP werde daher

auf Bundesebene beantragen , die Paragraph 7 - Eälle in das

Wohnungsverbesserunggesetz einzubeziehen . Dieses Gesetz

bezeichnete der Debattenredner als einen wichtigen Schritt

zur Erhaltung des Althausbestandes . Einer der Hauptnutz-
niesser sei Wien , wo vielen Mietern geholfen werden konnte,
vor allem durch den Einbau von Aufzügen.

Anschließend kan GR . Kowarsch auf Instandsetzungsarbeiten
bdi städtischen Wohnbauten An der langen Lüssen zu sprechen,
die erst vor sieben Jahren übergeben worden waren . Entweder

sei damals nicht ordentlich gearbeitet worden oder die

Kontrolle habe versagt . Die Erklärung dafür , daß die

Reparaturen so rasch in Angriff genommen wurden , sei wohl

darin zu suchen , weil in dieser Gegend viel Prominenz

wohne.
Nachdem er eine Lockerung der VormerkbeStimmungen

verlangt hatte , forderte der Debattenredner den vermehrten

Bau von Wohnungen der Type C ( zweieinhalb Zimmer ) , da diese

Wohnungen am meisten gefragt sind.

Dann brachte GR . Kowarsch einen Antrag ein , die

Stadtverwaltung möge beim Wohnungstausch von Baukosten¬

zuschuß nach den Bestimmungen des Wiener Wohnbaufonds
Abstand nehmen . Wer seine Wohnung tauschen will , soll

keine Nachteile erleiden , außerdem könnte damit 'die

Mobilität der Mieter wesentlich verbessert werden.

Abschließend stellte der Debattenredner fest , daß

Wohnwerber von den Beamten in den Außenstellen des Wohnungs¬
amtes oft rüde behandelt werden und forderte rasche

Abstellung dieses Mißstandes.
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GR . Hahn ( ÖVP ) schilderte die Entwicklung der Neuen
Wiener Wohnbauaktion und kritisierte dabei besonders
die zu niedrige Höchstgrenze des Forderungsbetrages pro
Wohnung , die 165 . ooo Schilling beträgt . Die Aktion
kennt keine Einkommensgrenze und wird daher viel¬
fach von Personen mit höheren Einkommen beansprucht,
die auch eine größere Wohnung haben wollen . Rechnet
man Baukosten von 32o . ooo Schilling für eine 8o~

Quadratmeter - Wohnung , ohne Grundanteil , so ergibt
sich ein sehr hoher Betrag , der durch die Förderung
nicht gedeckt ist . Wie ist derzeit überhaupt die
Situation ? Gibt es noch Ansuchen in Rahnen dieser
Aktion?

Fehlschläge entstanden auch dadurch , daß es
anfangs keine Kontrolle gab wie bei anderen Förderungs¬
fonds . Das Gewerkschaftsorgan " Solidarität " hat
von Reihenhäusern berichtet , die ein Realitätenhändler
in Simmering errichtet hat . Siebzehn Familien mußten
dort schon ö ^ o . ooo Schilling pro Reihenhaus bezahlen
und die Häuser verfallen bereits . Das sei kein
Einzelfall.
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GR . Hahn sprach sich für eine einheitliche Art der Wohn¬
baufinanz ierung aus . Er bezeichnete es als " einmalig "

, • ; ie es

VBgn . Slavik verstanden habe , die von ihn vorher so schlecht

gemachte Wohnbauförderung 1968 aus zunütz eil . Wenn in den folgen¬
den Jahren die Rückstände aus den Jahren 1968 und 1969 aufgeholt
werden und damit die Wohnbauleistung gesteigert wird , solle
das die SPü allerdings nicht als ihr Verdienst beanspruchen,
denn es werde <ja nur dadurch mehr gebaut , daß in den beiden

vergangenen Jahren weniger gebaut wurde.
Der Weg von Beirat zur Landesregierung dauere noch inner

durchschnittlich ein Jahr und sei also zu lang . Zun Teil trügen
daran sicher die Börderungswerber die Schuld , aber es spiele
auch eine Rolle , daß es in der zuständigen Magistratsabteilung
zu wenig Beamte gibt . Man solle auch in offenen Aussprachen mit
den Wohnbauvereinigungen klären , welche auf eine rasche Erledi¬
gung ihres Ansuchen wert lege und welche Zeit habe.

Bedenklich sei , daß nur 1,9 Prozent der Forderungsbeträge
für Geschäftslokale beansprucht werden , während das Gesetz eine
Höchstgrenze von 20 Prozent festsetze . Der geringe Anteil der
Lokale bedeute eine schlechte Versorgung der Bevölkerung in
wohnbaugebieten . Es bleibe auch die Frage offen , was mit den
Parterrewohnungen geschehe , denn sie seien auch als Wohnungen
nicht attraktiv . Denkbar wäre der Einbau von Garagen , aber
dazu müßten die Finanzierungsnethoden verbessert werden , un
eine untragbare Belastung der Mieter zu vermeiden.

Eingehend setzte sich GR . Hahn mit dem " Moser - Konzept"
eines neuen Systems der Wohnbauförderung auseinander . Das
wachsende Defizit , das dieses System verursachen müßte , trüge
eindeutig inflationistische Tend .enzen , die von der OVP energisch
abgelehnt würden . Man solle jedenfalls über die Wohnbauförderung
im Parlament nicht mit einer Zufallsmehrheit entscheiden.

Auf Zwischenrufe von SPÖ und FPÖ , daß es im Parlament keine
" Zufallsmehrheit "

, sondern nur die von den Wählern geschaffenen
Mehrheitsmöglichkeiten gebe , präzisierte GR . Hahn , er wünsche
s ch , daß Veränderungen der TvYohnbauf örderung von allen drei
Parteien gemeinsam beschlossen würden.
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Dem SPÖ- Konzept , das eine Belastung der Wohnungswerber
mit neun Schilling pro Quadratmeter vorsehe , stellte Hahn das
OVP- Konzept gegenüber , das 13 Schilling pro Quadratmeter in

Verbindung mit attraktiven Wohnbeihilfen für Familien mit

geringerem Einkommen vorsehe . Er persönlich könne sich einen

Kompromiß vorstellen , nämlich eine von Jahr zu Jahr steigende Be¬
lastung - von neun Schilling im ersten bis zu 13 Schilling ab
dem 5 . Jahr . Schließlich sei die Belastung im ersten Jahr , in
dem auch die Einrichtung geschaffen werden muß , besonders
groß , außerdem steigen im Mbrmalfall die Einkommen im laufe der
Jahre.

G-H . Windisch ( SPÖ ) erläuterte die sozialistische Zielsetzung
in der Wohnbaupolitik : Das Hautanliegen sei eine wesentliche
Erhöhung der Wohnbauleistung zu erschwinglichen Preisen . 'Wenn
sein Vorredner Ha hn gesagt habe , die Wohnbauförderung 1968
sei nicht schlecht und dabei mache die Quadratmeterbelastung
bis zu 20 Schilling aus , dann müsse man fragen , was daran gut
sei . Hach den Plänen von Bautenminister Moser würde die

Quadratmeterbelastung jedoch bei neun Schilling liegen.
Windisch ging auch auf den Vorwurf des Freiheitlichen

Dr . Schmidt ein , die SPÖ sei in der Wohnbaupolitik eigentums¬
feindlich . Er habe weder etwas gegen das Wohnungseigentum , noch
etwas dagegen , daß Vermögen gebildet werde . Aber um Vermögen
zu bilden , sollten die Interessenten auch mehr zahlen als jene,
die lediglich ihren Wohnungsbedarf decken wollten . Der Wohnungs¬
eigentumsgedanke sei zudem in den letzten 20 Jahren ähnlich
den TWaschmittein angepriesen worden , ohne daß auf dessen ITach-
teile hingewiesen worden wäre . Es gebe Dutzende Beispiele
dafür , daß es zu kostspieligen Streitigkeiten unter den einzelnen
Wohnungseigentümern etwa wegen der Reparaturen gekommen sei.
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Kindisch meinte sodann , die Mobilität beim genossenschaftlichen
/ohnbau sei die gleiche wie bei Eigentumswohnungen , da ja auch

bt - i der Aufgabe einer Genossenschaftswohnung der Baukosten¬
zuschuß und allfällige Investitionen rückerstattet würden.
( Ja , aber jeder Neubau ist zufolge der gestiegenen Preise
teurer ”

, rief Hahn von der Ö7P , dem Ha ns Mayr , 8PÖ , in einem
weiteren Zwischenruf replizierte , daß es eben nicht ingehe,
Vermögen mit Hilfe einer öffentlichen Forderung zu erhöhen ) .

Abschließend brachte Kindisch noch einige Ziffern über
die Auswirkungen des Wohnungsverbesserungsgesetzes : 1970 hätten
233 Hauseigentümer - 1 . 669 Wohnungen - Ansuchen um Mittel
aus diesem Gesetz gestellt , wofür 7,5 Millionen vorhanden
gewesen seien . Es sei jedoch nur eine Million Schilling tat¬
sächlich verwendet worden , was zu einer Verbesserung von etwa
1000 Wohnungen geführt habe . Wenn aber die ÖVP selbst erklärt
h,bo , es gebe m Wien 130 . 000 Wohnungen , die älter als 90 Jahre
Ulld weitere 330 . 000 Wohnungen , die zwischen 50 und 90 Jahre alt
seien , dann müsse man von einer Frozzelei sprechen.

GR . Maria Szollösi ( 8PÖ ) bedauerte , daß sich die Wohnbau-
tatigkeit derzeit vorweigend auf die Randbezirke konzentriere.
Dies sei freilich eine Folge des großen Baugrundmangels , führe
aber zur Veralterung der Kerngebiete der Stadt . Gesetzliche
Maßnahmen für die Stadterneuerung hält die Rednerin daher für
dringend erforderlich und verwies auf eine entsprechende
Initative der Bundesregierung im kommenden Jahr . Freilich
monne das Problem der Stadterneuerung nicht allein durch die
Gemeinde gelost werden . Es sei auch die Mithilfe der gemein¬
nützigen Wohnbauvereinigungen notwendig , für die allerdings
eegen ihrer derzeitigen Vielfalt noch Formen der Konzentration
gefunden werden müßten»

Die Tätigkeit der städtischen Wohnhäuserverwaltung verlaufe
trotz mancher Schwierigkeiten reibungslos . Den durch eine
Enquete zu Tage getretenen Wunsch , Grünflächen in Spielwiesenfür Kinder zu verwandeln , begrüßte Gemeinderätin Szollösi
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Freilich sei hier noch die Sammlung von Erfahrungen wünschens¬

wert , da hei den bisherigen Versuchen die Grünflächen in

kürzester Zeit zerstört wurden . Die Arbeit der städtischen

Hausbesorger sei zum überwiegenden Teil zufriedenstellend,

mit dem neuen Hausbesrrgergesetz trete auch eine Neubewertung

ihrer Arbeit ein . Die
' Rednerin appellierte an den Gemeinsinn

der Mieter , die sich auch selbst um die Ordnung innerhalb der

fohnhausanlagen kümmern sollen.

Ben nachträglichen Einbau von Personenaufzügen begrüßte

die Gemeinderätin im Interesse der alten Menschen , desgleichen

die Aktion zur Verstärkung von Steigleitungen . Schließlich

meldete Maria Szöllösi als Mandatarin von Floridsdorf das

Interesse der Mieter einiger städtischer Wohnhausanlagen an

einem künftigen Fernheizanschluß an.

Heftig wies Stadtrat Suttner in seinem Schlußwort den Vor¬

wurf zurück , die Wohnungsvergabe erfolge nach parteipolitischen

Erwägungen . Bei der Wohnungsvergabe werde zwar der Computer

herangezogen , es gebe aber noch keine " politischen Röntgenge¬

räte "
, um festzustellen , welcher Partei der Wohnungswerber ange¬

höre . Es sei freilich klar , daß mehr Wähler der SPÖ Gemeinde¬

wohnungen erhalten als beispielsweise Wähler der PFP.

Er sei froh darüber , daß sich die Wohnungssituation insge¬

samt in TWien entscheidend verbessert habe . Nicht nur bei der

Stadt Wien sei die Zahl der Wohnungswerberg geringer als je

zuvor , auch auf dem privaten Wohnungssektor habe sich die Lage

sehr verbessert.

Zur Klage , daß alte Leute sehr oft in weit entfernte Gebiete

übersiedeln müssen , meinte Stadtrat Suttner : " Natürlich wäre es uns

lieber , diese Leute in der Nähe ihrer alten Wohngegend anzu¬

siedeln . Wir müssen uns aber danach richten , wo Wohnungen frei

sind . Und die Entwicklung zeigt , daß eben nicht überall gebaut

werden kann . Ein Assanierungsgesetz würde auch hier Probleme

ändern . "

Eine bargeldlose Mietzinseinhebung sei derzeit deswegen
nicht opportun , weil eine Befragung aller Mieter ergeben habe,
daß nur 25 Prozent ein Girokonto besitzen.
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75 Prozent hätten sich bei dieser Befragung für die Be¬

zahlung beim Hausbesorger ausgesprochen . Einzahlung durch

Girokonto und beim Hausbesorger sei deswegen nicht gut
möglich , weil dadurch zusätzliche administrative Schwierig¬
keiten entstehen würden . Zun konkreten Pall eines Mieters,
der mit der Stadt Wien wegen der Art der Bezahlung prozessierte,
stellte der Stadtrat fest : In Zeitungen wurde der Anschein
erweckt , als sei dieser Mieter ein Märtyrer behördlicher

Tyrannei . Tatsache ist , daß dieser Mann monatelang seine
Miete erst gegen Ende des Monats bezahlt und drei Monate

lang überhaupt keine Miete entrichtet hatte.
Zur Wohnbauferderung : Der Behauptung der ÖVP , die

Regierungsvorlage sei eigentunsfeindlich , könne er nur

entgegenhalten , daß die Re gelungen der Bundesländer Salzburg
und Vorarlberg in Zusammenhang mit der Förderung von Eigen¬
heimen und Eigentumswohnungen viel schlechter als diese Re-

gierunasVorlage sind*

Eingehend widmete sich Stadtrat Suttner in Schlußwort den

Probien der Baukosten : Es ist Tatsache , daß die Grundpreise
davonlaufen und daß es sicher keine tragbare Lösung ist , wenn

günstigere Förderungsnodalitäten durch steigende Grundpreise
paralysiert werden . Was die Baupreise betrifft , so ist es

unangebracht , für deren Steigerung allein die Entwicklung der
Bauarbeiterlchne verantwortlich zu machen . Wenn man in übrigen
den von GR . Hahn ungestellten Belastungsberechnungen folgen
wollte , müßte man das Bauen überhaupt einstellen.

Garagenbau : Wie immer die Erfordernisse auf diesen Sektor
sein mögen - es ist jedenfalls problematisch , mit Wohnbaugeldern
gewissermaßen einen " sozialen Garagenbau " zu betreiben.

Wohnbauförderungsbeirat : Bisher sind keine - also auch
keine privaten - Ansuchen liegengeblieben , vorausgesetzt daß
alle nötigen Unterlagen eingereicht worden sind . Das wird auch
weit orhin so bleib en.

Grundsätzlich stellte Stadtrat Suttner an Ende fest , daß die

Bundeshauptstadt durch ihre Wohnungspolitik die Verantwortung
übernommen habe , daß " die Bürger dieser Stadt zu entsprechenden
Preisen entsprechend wohnen können " . * /•
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Wien liege sowohl bei den Genossenschafts — als auch bei den
Gemeindewohnungen unter dem gesamtösterreichischen Durch¬
schnitt der Mietpreise . Der richtige Weg der letzten 50 Jahre
werde durch die Ansätze des Budgets 1971 fortgesetzt.

Abstimmung ; Die Ansätze der Vewwaltungsgruppe XI ( Wohnungs¬
wesen ) wurden mit den Stimmen von SPÖ und ÖVP angenommen.

Bin QVP - Antrag ( Vermeidung sozialer Härten ) wurde einstimmig
zugewiesen , eine DDP- Anfrage wird von Stadtrat Suttner schriftlich
beantwortet.

Unterbrechung der Sitzung um 19 . 4-0 Uhr.
Die Beratungen werden morgen Donnerstag , den 17 . Dezember,

um 9 Jhr , mit der Behandlung über die Verwaltungsgruppe XII
( Wirtschaftsangelegenheiten ) ., Referent Stadtrat Dr . Pius Prutscher
( ÖVP ) , fortgesetzt.
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